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Amtsblatt 
 
 

4. Jahrgang Halle (Saale), den 15. Oktober 2007  Nummer 13 

I N H A L T 
 
A.  Landesverwaltungsamt 
 

   
1. Verordnungen 

   
2. Rundverfügungen 

 3. Amtliche Bekanntmachungen, Genehmigungen 
 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Referates 
Kommunalrecht, Kommunale Wirtschaft und 
Finanzen über die vierte Satzung vom 
05.09.2007 zur Änderung der Satzung des 
Zweckverbandes „Regionale Planungsge-
meinschaft für die Planungsregion Magde-
burg“ 213 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Referates 
Stiftungen über die Anerkennung der „Diet-
rich-Moderhack-Stiftung zu Halle (Saale)“ mit 
Sitz in Halle (Saale)  214 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Referates 
Planfeststellungsverfahren gemäß § 3 a des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) über das Unterbleiben einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorha-
ben„Neubau der 110 kV- Anschlussleitung 
UW Thale“ 215 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Referates 
Planfeststellungsverfahren über das Unter-
bleiben einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
für das Straßenbauvorhaben „Ausbau der L 
180 zwischen Leiha und der L 181“, Stadt 
Braunsbedra, in den Gemarkungen Brauns-
bedra, Großkayna, Roßbach – Landkreis Saa-
lekreis 215 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Referates 
Immissionsschutz, Chemikalienrecht, Gen-
technik, Umweltverträglichkeitsprüfung zum 
Genehmigungsantrag nach § 4 BImSchG von 
Herrn Johann Nuscheler, Saatgut & Agrarser-
vice, Bahnhofstraße 11 in 04198 Beesenstedt, 
für die Errichtung und den Betrieb von 8 
Windkraftanlagen vom Typ ENERCON E-82 
mit jeweils einer Nennleistung von 2,0 MW, 
einer Nabenhöhe 138,38 m und einem Rotor-
durchmesser 82,00 m am Standort Bee-
senstedt 215 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Referates 
Immissionsschutz, Chemikalienrecht, Gen-
technik, Umweltverträglichkeitsprüfung zum 
Genehmigungsantrag nach § 4 BImSchG der 
Energy Farming International AG, Mühlen-
straße 51 in 45473 Mülheim an der Ruhr für 
die Errichtung und den Betrieb von 7 Wind-
kraftanlagen vom Typ ENERCON E-70 E4 mit 
jeweils einer Nennleistung von 2,0 MW, einer 
Nabenhöhe 64,0 m und einem Rotordurch-
messer 71,0 m am Standort Schkopau, OT 
Raßnitz 216 

 

 . Öffentliche Bekanntgabe des Referates Im-
missionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gen-
technik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur 
Einzelfallprüfung nach UVPG im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens zur wesentlichen 
Änderung und den Betrieb einer Anlage zum 
Halten von Sauen am Standort Kloster-
Neuendorf 217 

 

 . Öffentliche Bekanntgabe des Referates Im-
missionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gen-
technik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur 
Einzelfallprüfung nach UVPG im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens zur Errichtung und 
den Betrieb einer Verbrennungsmotorenanla-
ge einschließlich der Biogaserzeugungsanla-
ge am Standort Bonese, OT Rustenbeck 217 

 

 . Öffentliche Bekanntgabe des Referates 
Immissionsschutz, Chemikalienrecht, Gen-
technik, Umweltverträglichkeitsprüfung zum 
Genehmigungsantrag gemäß § 4 BImSchG 
der für die Errichtung und den Betrieb einer 
Verbrennungsmotorenanlage mit einer Feu-
erungswärmeleistung von 1,8 MW am 
Standort Baasdorf, Feldstraße 5 218 

 

 . Öffentliche Bekanntgabe des Referates 
Immissionsschutz, Chemikalienrecht, Gen-
technik, Umweltverträglichkeitsprüfung zum 
Genehmigungsantrag gemäß § 4 BImSchG 
der für die Errichtung und den Betrieb einer 
Verbrennungsmotorenanlage mit einer Feu-
erungswärmeleistung von 1,8 MW am 
Standort Baasdorf, Köthener Straße 218 

  



Amtsblatt des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt 13/2007 
 

 . Öffentliche Bekanntgabe des Referates Im-
missionsschutz, Chemikalienrecht, Gentech-
nik, Umweltverträglichkeitsprüfung zum Ge-
nehmigungsantrag gemäß § 4 BImSchG der 
für die Errichtung und den Betrieb einer Anla-
ge zur Lagerung von brennbaren Gasen, 
Ammoniak, giftigen und sehr giftigen Stoffen 
am Standort Leuna 219 

 

 . Öffentliche Bekanntgabe des Referates Im-
missionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gen-
technik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur 
Einzelfallprüfung nach UVPG im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens zur wesentlichen 
Änderung einer Anlage zur Herstellung von 
Hydroxylammoniumsulfat; Kapazitätserhö-
hung auf 128 kt/a der Firma DOMO Capro-
leuna GmbH am Chemiestandort Leuna 219 

 

 . Öffentliche Bekanntgabe des Referates Im-
missionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gen-
technik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur 
Einzelfallprüfung gemäß § 3 a des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) bezogen auf die Errichtung und den 
Betrieb einer Anlage zur zeitweiligen Lagerung 
von Eisen- und Nichteisenschrotten, ein-
schließlich Autowracks am Standort Gemar-
kung Tangermünde, Flur 6, Flurstück 214/21 
durch die Firma TSR Recycling GmbH & Co. 
KG, Hafenstraße 98, 46242 Bottrop 219 

 

 . Öffentliche Bekanntgabe des Referates Im-
missionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gen-
technik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur 
Einzelfallprüfung nach UVPG im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens nach § 16 
BImSchG der Fa. HaRo Milch KG in 39264 
Polenzko, Dorfstraße 29, zur Änderung der 
Milchviehanlage einschließlich der Errichtung 
einer Biogasanlage am Standort Polenzko 220 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Referates 
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, 
Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung 
über die Entscheidung zum Genehmigungs-
antrag nach § 4 BImSchG der Firma Urban 
Jülich in 39398 Hadmersleben, Amtshof, für 
die Errichtung und den Betrieb einer Schwei-
nezuchtanlage einschließlich Nebenanlagen 
am Standort Hadmersleben 220 

 

 . Öffentliche Bekanntgabe des Referates 
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, 
Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung 
zur Einzelfallprüfung nach UVPG im Rah-
men des Genehmigungsverfahrens zur we-
sentlichen Änderung des Flüssiggas-
Umschlag- und Verteilerlagers durch Einla-
gerung eines erdgedeckten Druckgasbehäl-
ters mit einem Nenninhalt von 200 m³ und 
Errichtung einer neuen Pumpstation nach  
§ 16 des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes (BImSchG) der Fa. PPR Flüssiggas 
GmbH & Co. Handels KG am Standort Grä-
fenhainichen 221 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Referat es 
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, 
Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung, 
über die Entscheidung zum Genehmigungs-
antrag nach § 4 BImSchG der Firma Ab-

wassertechnisches Beratungs- und Service-
büro Steding, ChemiePark Bitterfeld-Wolfen, 
Areal A, Werkstattstraße, Gebäude 559, 
06766 Bitterfeld-Wolfen zur Errichtung und 
Betrieb einer Anlage zur Behandlung von 
Altlaugen am Standort Bitterfeld-Wolfen 221 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Referates 
Abwasser über die Erteilung einer Erlaubnis 
zur Einleitung von gereinigtem Schmutz- und 
Niederschlagswasser der MKM Mansfelder 
Kupfer und Messing GmbH in die Wipper 222 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Referates 
Abwasser über die Änderung der wasserrecht-
lichen Erlaubnis des Burgenlandkreises zur 
Beseitigung von Sickerwasser aus der Depo-
nie Nißma zur Einleitung in das Grundwasser; 
2. Änderungsbescheid 222 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Referates 
Abwasser über die Erteilung einer wasser-
rechtlichen Erlaubnis; 2. Ergänzungsbescheid 
vom 24. August 2007, Sodawerke Staßfurt 
GmbH Az. 405.5.4-62631-52-02-06/0058-
2004 222 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Referates 
Abwasser über die Änderung der wasserrecht-
lichen Erlaubnis des Regierungspräsidiums 
Dessau zur Beseitigung der Abwässer der Bi-
omel GmbH Dessau, 3. Änderungsbescheid 223 

 
 4. Verwaltungsvorschriften  
 
B.  Untere Landesbehörden 
  

 1. Amtliche Bekanntmachungen, Genehmigun-
gen 

 

 . Öffentliche Bekanntgabe der unteren Forstbe-
hörde – ALFF Altmark – gemäß § 3 a des Ge-
setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) über das Unterbleiben einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung zum Genehmigungs-
antrag nach § 9 des Waldgesetzes für das 
Land Sachsen-Anhalt zur Erstaufforstung des 
Grundstückes in der Gemarkung Mieste 223 

 

 2. Sonstiges 
 
C. Kommunale Gebietskörperschaften 
 

   
1. Landkreise 

 . Amtliche Bekanntmachung des Burgenland-
kreises über die Änderung der Standesamts-
bezirke der Standesämter der Verwaltungs-
gemeinschaften Zeitzer Land in Zeitz und 
Teuchener Land 223 

 

 . Amtliche Bekanntmachung des Landkreises 
Weißenfels über die Änderung der Standes-
amtsbezirke der Standesämter der Verwal-
tungsgemeinschaften Weißenfelser Land in 
Weißenfels und Teuchener Land 224 

 

 3. Kreisangehörige Gemeinden 
 
D. Sonstige Dienststellen 
 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Landesam-
tes für Geologie und Bergwesen Sachsen-
Anhalt über das Planfeststellungsverfahren 
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 . Öffentliche Bekanntmachung des Wasser- 
und Abwasserzweckverbandes „Bode-Wipper“ 
zum Jahresabschluss 2006 und zur Entlas-
tung des Verbandsvorsitzenden sowie des 
Geschäftsführers des Wasser- und Abwas-
serzweckverbandes "Bode-Wipper" 225 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Abwasser-
verbandes Holtemme über den Jahresab-
schluss für das Wirtschaftsjahr 2006 226 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Wasser- 
und Abwasserzweckverbandes „Oberharz“ 
über die 4. Änderung der Satzung des Was-
ser- und Abwasserzweckverbandes „Ober-
harz“ (Verbandssatzung) vom 16.01.2006 227 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde 
Barleben über das Planfeststellungsverfahren 
für das Vorhaben „Kiessandtagebau Meitzen-
dorf“ 227 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde 
Barleben über die 9. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 15 mit örtlicher Bauvorschrift 
für den Bereich „Ortskern“ der Gemeinde Bar-
leben/Ortschaft Barleben 228 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde 
Barleben über die 2. Änderung des Bebau-
ungsplanes mit örtlicher Bauvorschrift für das 
Gewerbegebiet „Kleiner Schleifweg“ der Ge-
meinde Barleben/Ortschaft Ebendorf 228 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Landesbe-
triebes Bau, Hauptniederlassung, über die 
Festsetzung einer Ortsdurchfahrtsgrenze 
der Stadt Kroppenstedt im Zuge der Lan-
desstraße L 66; Verfügung des LBB vom 
18. September 2007 229 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Landesbe-
triebes Bau, Hauptniederlassung, über eine 
Straßenrechtliche Entscheidung; Vfg. des LBB 
vom 1. Oktober 2007 - 31030-18/2007 229 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung des Wasser- 
und Abwasserzweckverbandes „Oberharz“ 
über den Jahresabschluss für das Wirtschafts-
jahr 2006 229 

 

 . Amtliche Bekanntmachung des Abwasser-
zweckverbandes „Aller Ohre“ über 

 

 - die 2. Änderung der Satzung des Abwas-
serzweckverbandes „Aller-Ohre“ über die 
Abwasserbeseitigung vom 10.12.2003 (Ab-
wasserbeseitigungssatzung) 231 

 

 - die 1. Änderung der Verbandssatzung des 
Abwasserzweckverbandes „Aller-Ohre“ vom 
22.06.2005, zuletzt geändert durch die Neu-
fassung vom 27.11.2006 (Verbandssatzung) 232 

 

 - die 3. Änderung der Satzung über die Erhe-
bung von Beiträgen und Gebühren für die 
Abwasserbeseitigung des Abwasserzweck-
verbandes „Aller-Ohre“ vom 10.12.2003 
(Abgabensatzung) 232 

 

 - die Feststellung des Jahresabschlusses 
2006 233 

 

 . Öffentliche Bekanntmachung der Wasser- und 
Schifffahrtsdirektion Mitte über das Planfest-
stellungsverfahren für den Neubau des Eisen-
bahnkreuzungsbauwerkes (Kanalüberführung 
Elbeu, MLK-km 317,66) sowie für die Ertüchti-
gung des Dammfußes des Mittellandkanals 
(MLK) von MLK-km 315,15 bis km 318,45) 234 

 
 

A. Landesverwaltungsamt 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates 
Kommunalrecht, Kommunale Wirtschaft und 
 Finanzen über die 4. Satzung zur Änderung 

der Verbandssatzung der  
„Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg“ 

 
Vierte Satzung vom 05.09.2007 zur Änderung der 
Satzung des Zweckverbandes „Regionale Pla-
nungsgemeinschaft für die Planungsregion Mag-
deburg" vom 15. Januar 2001, zuletzt geändert 
durch die Dritte Satzung vom 01.11.2006 zur Än 
 
derung der Satzung des Zweckverbandes „Regio-
nale Planungsgemeinschaft für die Planungsregi-
on Magdeburg" vom 15. Januar 2001 
 
Auf der Grundlage des § 17 des Landesplanungsge-
setzes des Landes Sachsen-Anhalt (LPIG LSA) vom 
28. April 1998 (GVBI. LSA S. 255) zuletzt geändert 
durch Gesetz zur Änderung des Landesplanungsge-
setzes des Landes Sachsen-Anhalt vom 20. Dezem-
ber 2005 (GVBI. LSA S. 804), in Verbindung mit den 
§§ 8 und 16 des Gesetzes über Kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. Februar 1998 (GVBI. LSA S. 
81) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur 
Fortentwicklung des Kommunalverfassungsrechts vom 
20. Dezember 2005 (GVBI. LSA S.808) in Verbindung 
mit dem Vorschaltgesetz zur Änderung des Landes-

planungsgesetzes des Landes Sachsen - Anhalt im 
Zusammenhang mit der Kreisgebietsneuregelung vom 
20. Juni 2007 (GVBI., LSA 2007, S. 182) hat die Regi-
onalversammlung des Zweckverbandes „Regionale 
Planungsgemeinschaft Magdeburg" in Ihrer Sitzung 
am 05.09.2007 die folgende "Vierte Satzung zur Ände-
rung der Satzung des Zweckverbandes Regionale 
Planungsgemeinschaft für die Planungsregion Magde-
burg vom 15. Januar 2001, zuletzt geändert durch die 
Dritte Satzung vom 01.11.2006 zur Änderung der 
Satzung des Zweckver- 
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bandes Regionale Planungsgemeinschaft für die Pla-
nungsregion Magdeburg" beschlossen. 
 

§ 1 
 

Der  §1  der  Satzung  des  Zweckverbandes   „Regio-
nale  Planungsgemeinschaft für  die 
Planungsregion Magdeburg" vom 15. Januar 2001 in 
der derzeit gültigen Fassung wird wie 
folgt geändert: 
 
(1)  Der Absatz 1 erhält folgende neue Fassung: 
 
 (1) Die Landkreise Börde und Jerichower Land, 

die Landeshauptstadt Magdeburg und der Salz-
landkreis bilden gemäß §17 LPIG LSA in Verbin-
dung mit dem Vorschaltgesetz zur Änderung des 
Landesplanungsgesetzes des Landes Sachsen - 
Anhalt im Zusammenhang mit der Kreisgebiets-
neuregelung vom 20. Juni 2007 als Träger der 
Regionalplanung für die Planungsregion einen 
Zweckverband. Dabei ist der Landkreis Jericho-
wer Land nur mit dem Teilgebiet Mitglied welches 
bis zum 30.06.2007 zum Landkreis Jerichower 
Land gehörte und der Salzlandkreis nur mit dem 
Teilgebiet welches bis zum 30.06.2007 zu dem 
Landkreis Schönebeck gehörte. Der Zweckver-
band ist gemäß § 7 GKG LSA eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts mit Dienstherrnfähigkeit 

 
(2)  Der Absatz (3) wird wie folgt neu gefasst: 

 
(3) Das Verbandsgebiet des Zweckverbandes 
„Regionale Planungsgemeinschaft Magdeburg" 
umfasst das Gebiet des Landkreises Börde, das 
Gebiet der Landeshauptstadt Magdeburg sowie 
das Gebiet des Landkreises Jerichower Land 
vor der Kreisgebietsneuregelung und das Ge-
biet des Salzlandkreises soweit es mit dem Ge-
biet des Landkreises Schönebeck vor der 
Kreisgebietsneuregelung identisch ist. 
 

§ 2 
 

Der Aufgabenkatalog des § 6 der Satzung des 
Zweckverbandes „Regionale Planungsgemeinschaft 
für die Planungsregion Magdeburg" vom 15. Januar 
2001 in der derzeit gültigen Fassung wird wie folgt 
geändert: 
 
 In der Aufzählung wird die Aufgabe unter Nr. 5. 

gestrichen. Die Nr. 6 wird zur neuen Nr. 5, die 
weiteren folgenden Nr. erniedrigen sich jeweils 
um 1. 

 
§ 3 

 

Der § 8 Abs. 2 der Satzung des Zweckverbandes 
„Regionale Planungsgemeinschaft für die Planungsre-
gion Magdeburg" vom 15. Januar 2001 in der derzeit 
gültigen Fassung wird wie folgt geändert: 

 
 In der Aufzählung wird die Aufgabe unter Nr. 5 

gestrichen, die Aufgabe unter der Nr. 6 wird zu 
Nr. 5, die Aufgabe unter Nr. 7 wird zu Nr. 6. 

 
§4 

 

Der § 13 der Satzung des Zweckverbandes „Regionale 
Planungsgemeinschaft für die Planungsregion Magde-

burg" vom 15. Januar 2001 in der derzeit gültigen 
Fassung wird wie folgt geändert: 

Satzungen und alle öffentlichen Bekanntma-
chungen des Zweckverbandes werden im Amts-
blatt des Landesverwaltungsamtes Sachsen-
Anhalt veröffentlicht, die §§ 7,8 des LPIG LSA 
bleiben unberührt. 

 
§ 5 

 

Die Satzung tritt am Tage nach Ihrer Veröffentlichung in 
Kraft. 
 
Zweckverband „Regionale Planungsgemeinschaft 
Magdeburg“ 
Magdeburg, den 05.09.2007 
 
gez. Dr. Trümper 
Vorsitzender 
 
 
Zu der 4. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung 
der Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg er-
ging durch das Landesverwaltungsamt unter dem Akten-
zeichen 305.6.2-1011O-RPG-md-01/07 folgender Be-
scheid: 
 
1. Die 4. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung 

der Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg 
vom 05.09.2007 wird genehmigt. 

 
2. Für diese Entscheidung werden keine Kosten über-

nommen 
 
Im Auftrag  
Dr. Hagel 
 
 

−−−−−−−−−−− 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung des 
Referates Stiftungen über die Anerkennung der  
„Dietrich-Moderhack-Stiftung zu Halle (Saale)“ 

mit Sitz in Halle (Saale) 
 
Aufgrund des Stiftungsgeschäftes  und der Satzung vom 
20. August 2007 über die Errichtung der „Dietrich-
Moderhack-Stiftung zu Halle (Saale)“ mit Sitz in Halle 
(Saale) durch Herrn Prof. Dr. Dietrich Moderhack ist die 
Stiftung gemäß § 80 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(BGB) in der derzeit gültigen Fassung i. V. m. den §§ 1 
und 3 des Gesetzes über die Bildung und Tätigkeit von 
Stiftungen (Stiftungsgesetz) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 2. Januar 1997 (GVBl. LSA S. 2 und 
144) am 14. September 2007 durch das Landesverwal-
tungsamt anerkannt worden. Die Stiftung hat dadurch die 
Rechtsfähigkeit einer Stiftung des Privatrechts erhalten. 
 
Zweck der Stiftung ist die Förderung von Wissen-
schaft und Forschung. Der Stiftungszweck wird ver-
wirklicht insbesondere durch  
 
1. Förderung wissenschaftlicher Publikationen 

(Sammelbände und Monographien) der Histori-
schen Kommission für Sachsen-Anhalt auf dem 
Gebiet der Landesgeschichte in allen ihren Auffä-
cherungen, sofern sie in der Epoche des Mittelal-
ters und der Frühen Neuzeit angesiedelt sind, 
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soweit sie nicht das Jahrbuch „Sachsen und An-
halt“ betrifft.  
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2. Förderung junger hervorragender Nachwuchs-
wissenschaftler(innen). 

 
Die Stiftung wurde in das Stiftungsverzeichnis der Stif-
tungen des Privatrechts unter der Registriernummer LSA-
11741-189 eingetragen. 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Planfeststellungsverfahren gemäß § 3 a des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)  

 
Unterbleiben einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

 für das Vorhaben 
„Neubau der 110 kV- Anschlussleitung UW Thale“ 

in den Gemarkungen Rieder, Gernrode, Bad Sudero-
de, Stecklenberg, Neinstedt und Thale;  

Landkreis Harz 
 

Die envia M – Mitteldeutsche Energie AG beabsichtigt, 
das o. g. Vorhaben durchzuführen. 
 
Das Vorhaben umfasst die Neuerrichtung mit vorange-
hender Neugründung von 18 Masten und die Neuerrich-
tung von 5 Masten unter Nutzung der vorhandenen 
Standorte (Fundamente). Diese technische Planung 
verringert die Anzahl der erforderlichen Masten um 6 
Standorte. Die Standorte der 24 nicht mehr benötigten 
Masten werden rekultiviert. Die vorhandene Trasse wird 
dabei in ihrer Lage nicht verändert, so dass auch die 
bestehenden Schutzbereiche erhalten bleiben. Ebenso 
wenig erfolgt eine Nutzungsänderung der betriebenen 
Leitung. 
 
Die Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3 c des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG, in 
der Fassung des Gesetzes vom 25. Juni 2005, BGBl. I, 
S. 1797, 2797 zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 21. Dezember 2006, BGBl. I, S. 3316)) hat 
ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
dem UVPG für das o. g. Vorhaben nicht erforderlich ist, 
da von dem Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung 
gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar 
ist.  
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Planfeststellungsverfahren über das Unterbleiben 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung für das  
Straßenbauvorhaben „Ausbau der L 180 zwischen 

Leiha und der L 181“, Stadt Braunsbedra, i 
n den Gemarkungen Braunsbedra, Großkayna, 

Roßbach – Landkreis Saalekreis 
 
Der Vorhabenträger, Landesbetrieb Bau Sachsen-Anhalt, 
Niederlassung Süd, beabsichtigt folgende Straßenbau-
maßnahme  durchzuführen:  
 
Es ist der Ausbau der Landesstraße L 180 zwischen 
Leiha und der L 181 (in den Gemarkungen Braunsbedra, 
Großkayna, Rossbach) geplant. Der Ausbau ist wegen 
dem schlechten baulichen Zustand der Landesstraße 
notwendig geworden. Es ist eine Verbreiterung der Fahr-

bahn auf 7,00 m mit beidseitigen 0,50 m breiten Rand-
streifen und ein grundhafter Ausbau vorgesehen. Die 
Länge des Bauabschnittes beträgt 2.500 m. 
 
Die Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeits-prüfung im Land Sach-
sen-Anhalt und die Anpassung des Landesrechts (UVPG 
LSA) i. V. m. § 3 c des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) hat ergeben, dass eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung nach dem UVPG LSA für das o. 
g. Vorhaben nicht erforderlich ist, da von dem Vorhaben 
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu 
erwarten sind.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung 
gemäß § 2 UVPG LSA i. V. m. § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar ist.  
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikalienrecht,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zum 
Genehmigungsantrag nach § 4 BImSchG von  

Herrn Johann Nuscheler, Saatgut & Agrarservice, 
Bahnhofstraße 11 in 04198 Beesenstedt, für die Er-
richtung und den Betrieb von 8 Windkraftanlagen 

vom Typ ENERCON E-82 mit jeweils einer  
Nennleistung von 2,0 MW, einer Nabenhöhe 138,38 m 

und einem Rotordurchmesser 82,00 m  
am Standort Beesenstedt 

 
Herr Johann Nuscheler, Saatgut & Agrarservice, Bahn-
hofstraße 11 in 06198 Beesenstedt beantragte beim 
Landesverwaltungsamt die Erteilung einer Genehmigung 
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) zur  
 
 Errichtung und Betrieb von 8 Windkraftanlagen 

vom Typ ENERCON E-82 mit jeweils einer Nenn-
leistung von 2,0 MW, einer Nabenhöhe 138,38 m 
und einem Rotordurchmesser 82,00 m in einer 
vorhandenen Windfarm mit 33 Windkraftanlagen 

 
(Anlage nach Nr. 1.6 Spalte 2 des Anhangs zur Verord-
nung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. 
BImSchV) 
 
in Beesenstedt 
Gemarkung:  Beesenstedt  
 Flur: 1 Flurstücke: 2/10, 2/15, 2/25 
 Flur: 2 Flurstücke:   12/2, 12/7 
 Flur: 3 Flurstück:    49/7 
 
Die Anlage soll entsprechend dem Antrag im September 
2009 in Betrieb genommen werden. 
Unselbständiger Bestandteil des Genehmigungsverfah-
rens ist die Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung. 
Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen Unter-
lagen liegen in der Zeit vom 
 

22.10.2007 bis einschließlich 21.11.2007 
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bei folgenden Behörden aus und können zu den angege-
benen Werktagen und Zeiten eingesehen werden: 
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1. Verwaltungsgemeinschaft Westlicher Saalkreis 
 Bauamt, Beratungsraum 
 Schulstraße 3 
 06198 Salzmünde 
 
Mo. von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und  
 von 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr 
Di. von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und  
 von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
Mi. von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und  
 von 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr 
Do. von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und  
 von 13:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
Fr. von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
2. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
 Referat 402, Zimmer  A 123 
 Dessauer Str. 70,  
 06118 Halle (Saale) 
 
Mo. - Do. von 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
Fr. und vor 
gesetzlichen Feiertagen von 08:00 Uhr bis 13:00 Uhr 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können schriftlich in 
der Zeit vom: 
 

22.10.2007 bis einschließlich 05.12.2007 
 
an den Auslegungsorten erhoben werden. 
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-
chen Titeln beruhen. 
 
Die Einwendungen sollen neben Vor- und Familienna-
men auch die volle und leserliche Anschrift des Einwen-
ders enthalten. Aus den Einwendungen muss erkennbar 
sein, weshalb das Vorhaben für unzulässig gehalten wird. 
Die Einwendungen werden der Antragstellerin bekannt 
gegeben. Auf Verlangen des Einwenders werden dessen 
Name und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die 
Angaben nicht zur Beurteilung des Inhalts der Einwen-
dung erforderlich sind. 
 
Sofern frist- und formgerechte Einwendungen vorliegen, 
werden diese in einem öffentlichen Erörterungstermin am 
 

10.01.2008 
 
mit den Einwendern und der Antragstellerin erörtert. 
 
Beginn der Erörterung: 10:00 Uhr 
Ort der Erörterung: Gemeinde Beesenstedt 
 Versammlungsraum, 
 Am Sportplatz 
 (Straße der DSF) 
 06198 Beesenstedt 
 
Zu diesem Termin wird nicht gesondert eingeladen. Bei 
Bedarf wird in dieser Veranstaltung ein Termin für die 
Fortführung der Erörterung festgelegt. Es wird darauf 
hingewiesen, dass form- und fristgerecht erhobene Ein-
wendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder 
von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erör-
tert werden. 
 

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf 
Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfäl-
tigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleich-
förmige Eingaben), gilt für das Verfahren derjenige Unter-
zeichner als Vertreter der übrigen Einwender, der darin 
mit seinem Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als 
Vertreter bezeichnet ist, soweit er nicht von ihnen als 
Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreter kann nur 
eine natürliche Person sein. Gleichförmige Einwendun-
gen, die die vorgenannten Angaben nicht deutlich sicht-
bar auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite 
enthalten, können unberücksichtigt bleiben. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung über 
den Antrag, mit Ausnahme an die Antragstellerin, durch 
öffentliche Bekanntmachung erfolgt. 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikalienrecht,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zum 
Genehmigungsantrag nach § 4 BImSchG der  

Energy Farming International AG, Mühlenstraße 51 
in 45473 Mülheim an der Ruhr für die Errichtung und 

den Betrieb von 7 Windkraftanlagen vom Typ 
ENERCON E-70 E4 mit jeweils einer Nennleistung 

von 2,0 MW, einer Nabenhöhe 64,0 m und  
einem Rotordurchmesser 71,0 m  

am Standort Schkopau, OT Raßnitz 
 
Die Energy Farming International AG, Mühlenstraße 51 in 
45473 Mülheim an der Ruhr beantragte beim Landes-
verwaltungsamt die Erteilung einer Genehmigung nach 
§ 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
zur  
 
 Errichtung und Betrieb von 7 Windkraftanlagen 

vom Typ ENERCON E-70 E4 mit jeweils einer 
Nennleistung von 2,0 MW, einer Nabenhöhe 64,0 
m und einem Rotordurchmesser 71,0 m 

 

(Anlage nach Nr. 1.6 Spalte 2 des Anhangs zur Verord-
nung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. 
BImSchV) 
 

in Schkopau, OT Raßnitz 
Gemarkung:  Raßnitz  
 Flur: 5 Flurstück:  145/1 
 Flur: 6 Flurstücke:  31/ 1, 88/22, 2/6,  
   26/4 
 Flur: 8 Flurstücke: 19/12, 19/13 
 

Die Anlage soll entsprechend dem Antrag im März 2008 
in Betrieb genommen werden. 
Unselbständiger Bestandteil des Genehmigungsverfah-
rens ist die Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung. 
Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen Unter-
lagen liegen in der Zeit vom 
 

22.10.2007 bis einschließlich 21.11.2007 
 
bei folgenden Behörden aus und können zu den angege-
benen Werktagen und Zeiten  eingesehen werden: 
 
1. Gemeinde Schkopau 
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 Bauamt 
 Schulstraße 18 
 06258 Schkopau 
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Di.  von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und  
 von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
Do. von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und  
 von 13:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
 
2. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
 Referat 402, Zimmer  A 123 
 Dessauer Str. 70,  
 06118 Halle (Saale) 
 
Mo. - Do.  von 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
Fr. und vor 
gesetzlichen Feiertagen von 08:00 Uhr bis 13:00 Uhr 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können schriftlich in 
der Zeit vom: 
 

22.10.2007 bis einschließlich 05.12.2007 
 
an den Auslegungsorten erhoben werden. 
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-
chen Titeln beruhen. 
 
Die Einwendungen sollen neben Vor- und Familienna-
men auch die volle und leserliche Anschrift des Einwen-
ders enthalten. Aus den Einwendungen muss erkennbar 
sein, weshalb das Vorhaben für unzulässig gehalten wird. 
Die Einwendungen werden der Antragstellerin bekannt 
gegeben. Auf Verlangen des Einwenders werden dessen 
Name und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die 
Angaben nicht zur Beurteilung des Inhalts der Einwen-
dung erforderlich sind. 
Sofern frist- und formgerechte Einwendungen vorliegen, 
werden diese in einem öffentlichen Erörterungstermin am 
 

17.01.2008 
 
mit den Einwendern und der Antragstellerin  erörtert. 
 
Beginn der Erörterung: 10:00 Uhr 
Ort der Erörterung: Haus der Vereine (Sport-
platz) 
 Thomas-Müntzer-Straße 60 
 06258 Schkopau, OT Raßnitz 
 
Zu diesem Termin wird nicht gesondert eingeladen. Bei 
Bedarf wird in dieser Veranstaltung ein Termin für die 
Fortführung der Erörterung festgelegt. Es wird darauf 
hingewiesen, dass form- und fristgerecht erhobene Ein-
wendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder 
von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erör-
tert werden. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf 
Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfäl-
tigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleich-
förmige Eingaben), gilt für das Verfahren derjenige Unter-
zeichner als Vertreter der übrigen Einwender, der darin 
mit seinem Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als 
Vertreter bezeichnet ist, soweit er nicht von ihnen als 
Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreter kann nur 
eine natürliche Person sein. Gleichförmige Einwendun-
gen, die die vorgenannten Angaben nicht deutlich sicht-
bar auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite 
enthalten, können unberücksichtigt bleiben. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung über 
den Antrag, mit Ausnahme an die Antragstellerin, durch 
öffentliche Bekanntmachung erfolgt. 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur 
Einzelfallprüfung nach UVPG im Rahmen des  
Genehmigungsverfahrens zur wesentlichen  

Änderung und den Betrieb einer Anlage zum Halten 
von Sauen am Standort Kloster-Neuendorf 

 
Die PELAPRO Schweineproduktion GmbH Peckfitz in 
39649 Peckfitz, beantragte mit Schreiben vom 
15.08.2007 beim Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
die Genehmigung nach § 16 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) über die wesentli-
che Änderung und den Betrieb einer 
 

Anlage zum Halten von Sauen 
 
auf der Gemarkung: Kloster Neuendorf, 
 Flur: 3, Flurstück: 481. 
 
Gemäß § 3 a des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) wird hiermit bekannt gegeben, dass 
im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach § 3 c UVPG 
festgestellt wurde, dass durch das genannte Vorhaben 
keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu befürch-
ten sind, so dass im Rahmen des Genehmigungsverfah-
rens keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforder-
lich ist.  
 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben soll, auf 
einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3 c, ist die Ein-
schätzung der zuständigen Behörde in einem gerichtli-
chen Verfahren betreffend die Entscheidung über die 
Zulässigkeit des Vorhabens nur darauf zu überprüfen, ob 
die Vorprüfung entsprechend den Vorgaben von § 3 c 
durchgeführt worden ist und ob das Ergebnis nachvoll-
ziehbar ist. 
 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde liegen, 
können beim Landesverwaltungsamt, Referat 402 Immis-
sionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gentechnik, Umwelt-
verträglichkeitsprüfung in 06118 Halle (Saale), Dessauer 
Str. 70 als der zuständigen Genehmigungsbehörde, 
eingesehen werden.  
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  
Einzelfallprüfung nach UVPG im Rahmen des 

Genehmigungsverfahrens zur Errichtung und den 
Betrieb einer Verbrennungsmotorenanlage  
einschließlich der Biogaserzeugungsanlage  

am Standort Bonese, OT Rustenbeck 
 
Die Rustenbecker Schweinezucht GmbH in 29413 Os-
terwohle, beantragte mit Schreiben vom 30.03.2007 beim 
Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt die Genehmi-
gung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) für die Errichtung und den Betrieb der 
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Verbrennungsmotorenanlage, einschließlich 
der Biogasanlage 

 
auf der Gemarkung:  Bonese, 
 Flur: 4, Flurstücke:  114, 116, 
 Flur: 3,  Flurstück:   55/1 
  
Gemäß § 3 a des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) wird hiermit bekannt gegeben, dass 
im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach § 3 c UVPG 
festgestellt wurde, dass durch das genannte Vorhaben 
keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu befürch-
ten sind, so dass im Rahmen des Genehmigungsverfah-
rens keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforder-
lich ist.  
 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben soll, auf 
einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3 c, ist die Ein-
schätzung der zuständigen Behörde in einem gerichtli-
chen Verfahren betreffend die Entscheidung über die 
Zulässigkeit des Vorhabens nur darauf zu überprüfen, ob 
die Vorprüfung entsprechend den Vorgaben von § 3 c 
durchgeführt worden ist und ob das Ergebnis nachvoll-
ziehbar ist. 
 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde liegen, 
können beim Landesverwaltungsamt, Referat 402 Immis-
sionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gentechnik, Umwelt-
verträglichkeitsprüfung in 06118 Halle (Saale), Dessauer 
Str. 70 als der zuständigen Genehmigungsbehörde, 
eingesehen werden.  
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, 

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung 
zum Genehmigungsantrag gemäß § 4 BImSchG der 
für die Errichtung und den Betrieb einer Verbren-

nungsmotorenanlage mit einer  
Feuerungswärmeleistung von 1,8 MW  
am Standort Baasdorf, Feldstraße 5 

 
Die Firma Gut Mennewitz GmbH, Feldstraße 5, 06388 
Baasdorf, beantragte mit Schreiben vom 24.07.2007  
die Feststellung der UVP-Pflicht nach Genehmigung 
nach § 3 a des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) für die Errichtung und den Betrieb 
einer 
 

einer Verbrennungsmotorenanlage mit einer 
Feuerungswärmeleistung von 1,8 MW 

 
am Standort Baasdorf, Feldstraße 5 
 • Gemarkung Baasdorf, Flur 2 
 • Flurstück 48 
 
Gemäß § 3 a des UVPG wird hiermit bekannt gege-
ben, dass im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach  
§ 3 c des UVPG festgestellt wurde, dass durch das 
genannte Vorhaben keine erheblich nachteiligen Aus-
wirkungen zu befürchten sind, so dass im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens keine Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP) erforderlich ist. 
 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Be-
ruht die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben soll, 

auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3 c, ist die 
Einschätzung der zuständigen Behörde in einem ge-
richtlichen Verfahren betreffend die Entscheidung über 
die Zulässigkeit des Vorhabens nur darauf zu überprü-
fen, ob die Vorprüfung entsprechend den Vorgaben 
von § 3 c durchgeführt worden ist und ob das Ergebnis 
nachvollziehbar ist. 
 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde lie-
gen, können beim Landesverwaltungsamt Sachsen-
Anhalt, Referat 402, Immissionsschutz, Chemikaliensi-
cherheit, Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung 
als der zuständigen Genehmigungsbehörde eingese-
hen werden. 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikalienrecht,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung  
zum Genehmigungsantrag gemäß § 4 BImSchG der 
für die Errichtung und den Betrieb einer Verbren-

nungsmotorenanlage mit einer  
Feuerungswärmeleistung von 1,8 MW  

am Standort Baasdorf, Köthener Straße 
 

Die Firma Gut Mennewitz GmbH, Feldstraße 5, 06388 
Baasdorf, beantragte mit Schreiben vom 24.07.2007  
die Feststellung der UVP-Pflicht nach Genehmigung 
nach § 3 a des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) für die Errichtung und den Betrieb 
einer 
 

einer Verbrennungsmotorenanlage mit einer  
Feuerungswärmeleistung von 1,8 MW 

 
am Standort Baasdorf, Köthener Straße (Farm 1) 
 • Gemarkung Baasdorf, Flur 2 
 • Flurstück 1011 
 
Gemäß § 3 a des UVPG wird hiermit bekannt gege-
ben, dass im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach  
§ 3 c des UVPG festgestellt wurde, dass durch das 
genannte Vorhaben keine erheblich nachteiligen Aus-
wirkungen zu befürchten sind, so dass im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens keine Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP) erforderlich ist. 
 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Be-
ruht die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben soll, 
auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3 c, ist die 
Einschätzung der zuständigen Behörde in einem ge-
richtlichen Verfahren betreffend die Entscheidung über 
die Zulässigkeit des Vorhabens nur darauf zu überprü-
fen, ob die Vorprüfung entsprechend den Vorgaben 
von § 3 c durchgeführt worden ist und ob das Ergebnis 
nachvollziehbar ist. 
 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde lie-
gen, können beim Landesverwaltungsamt Sachsen-
Anhalt, Referat 402, Immissionsschutz, Chemikaliensi-
cherheit, Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung, 
als der zuständigen Genehmigungsbehörde eingese-
hen werden. 
 
 

−−−−−−−−−−− 
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Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikalienrecht , 

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung  
zum Genehmigungsantrag gemäß § 4 BImSchG der 
für die Errichtung und den Betrieb einer Anlage zur 
Lagerung von brennbaren Gasen, Ammoniak, gifti-
gen und sehr giftigen Stoffen am Standort Leuna 

 
Die Firma Linde AG, Geschäftsbereich Linde Gas, Seit-
nerstraße 70, 82049 Pullach, beantragte mit Schreiben 
vom 20.08.2007 die Feststellung der UVP-Pflicht nach 
Genehmigung nach § 3 a des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) für die Errichtung und 
den Betrieb einer 
 

Anlage zur Lagerung von brennbaren Gasen, 
Ammoniak, giftigen und sehr giftigen Stoffen 

 
am Standort Leuna, Spergauer Straße 
 • Gemarkung Leuna, Flur 1 
 • Flurstück 126/14 
 
Gemäß § 3 a des UVPG wird hiermit bekannt gegeben, 
dass im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach § 3 c des 
UVPG festgestellt wurde, dass durch das genannte Vor-
haben keine erheblich nachteiligen Auswirkungen zu 
befürchten sind, so dass im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens keine Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) erforderlich ist. 
 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben soll, auf 
einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3 c, ist die Ein-
schätzung der zuständigen Behörde in einem gerichtli-
chen Verfahren betreffend die Entscheidung über die 
Zulässigkeit des Vorhabens nur darauf zu überprüfen, ob 
die Vorprüfung entsprechend den Vorgaben von § 3 c 
durchgeführt worden ist und ob das Ergebnis nachvoll-
ziehbar ist. 
 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde liegen, 
können beim Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, 
Referat 402, Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, 
Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung, als der zu-
ständigen Genehmigungsbehörde eingesehen werden. 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  
Einzelfallprüfung nach UVPG im Rahmen des  
Genehmigungsverfahrens zur wesentlichen  
Änderung einer Anlage zur Herstellung von 

Hydroxylammoniumsulfat; Kapazitätserhöhung auf 
128 kt/a der Firma DOMO Caproleuna GmbH  

am Chemiestandort Leuna 
 

Die DOMO Caproleuna GmbH in 06237 Leuna beantrag-
te mit Schreiben vom 27.08.2007 beim Landesverwal-
tungsamt Sachsen-Anhalt die Genehmigung nach § 16 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BlmSchG) für 
die wesentliche Änderung der 
 

Anlage zur Herstellung 
von Hydroxylammoniumsulfat; Kapazitätserhöhung 

auf 128 kt/a 
 

 
auf der Gemarkung:  Spergau,  
 Flur: 2, Flurstück: 35/8 
 
Gemäß § 3 a des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) wird hiermit bekannt gegeben, dass 
im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach UVPG festge-
stellt wurde, dass durch das genannte Vorhaben keine 
erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu befürchten 
sind, so dass im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich 
ist. 
 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben soll, auf 
einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3 c, ist die Ein-
schätzung der zuständigen Behörde in einem gerichtli-
chen Verfahren betreffend die Entscheidung über die 
Zulässigkeit des Vorhabens nur darauf zu überprüfen, ob 
die Vorprüfung entsprechend den Vorgaben von § 3 c 
durchgeführt worden ist und ob das Ergebnis nachvoll-
ziehbar ist. 
 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde liegen, 
können beim Landesverwaltungsamt, Referat 402 Immis-
sionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gentechnik, Umwelt-
verträglichkeitsprüfung in 06118 Halle (Saale), Dessauer 
Str. 70 als der zuständigen Genehmigungsbehörde, 
eingesehen werden. 

 
−−−−−−−−−−− 

 
Öffentliche Bekanntgabe des Referates  

Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  
Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  

Einzelfallprüfung gemäß § 3 a des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) bezogen auf 
die Errichtung und den Betrieb einer Anlage zur zeit-
weiligen Lagerung von Eisen- und Nichteisenschrot-

ten, einschließlich Autowracks am Standort  
Gemarkung Tangermünde, Flur 6, Flurstück 214/21 
durch die Firma TSR Recycling GmbH & Co. KG, 

Hafenstraße 98, 46242 Bottrop 
 

Die Firma TSR Recycling GmbH & Co. KG, Hafenstraße 
98, 46242 Bottrop beantragte mit Schreiben vom 
09.08.2007 beim Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
die Genehmigung nach § 4 Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BlmSchG) für die Errichtung und den Be-
trieb einer 

Anlage zur zeitweiligen Lagerung von Eisen- und 
Nichteisenschrotten, einschließlich Autowracks 

 
auf der Gemarkung  Tangermünde,  
 Flur 6,  Flurstück 214/21 
 
Gemäß § 3 a des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) wird hiermit bekannt gegeben, dass 
im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach UVPG festge-
stellt wurde, dass durch das genannte Vorhaben keine 
erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu befürchten 
sind, so dass im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich 
ist. 
 
Die Feststeilung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben soll, auf 
einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3 c, ist die Ein-
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schätzung der zuständigen Behörde in einem gerichtli-
chen Verfahren betreffend die Entscheidung über die  
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Zulässigkeit des Vorhabens nur darauf zu überprüfen, ob 
die Vorprüfung entsprechend den Vorgaben von § 3 c 
durchgeführt worden ist und ob das Ergebnis nachvoll-
ziehbar ist. 
 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde liegen, 
können beim Landesverwaltungsamt, Referat 402 Immis-
sionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gentechnik, Umwelt-
verträglichkeitsprüfung in 06118 Halle (Saale), Dessauer 
Str. 70 als der zuständigen Genehmigungsbehörde ein-
gesehen werden. 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  
Einzelfallprüfung nach UVPG im Rahmen des  

Genehmigungsverfahrens nach § 16 BImSchG der 
 Fa. HaRo Milch KG in 39264 Polenzko, Dorfstraße 29, 
zur Änderung der Milchviehanlage einschließlich der 
Errichtung einer Biogasanlage am Standort Polenzko 

 
Die Fa. HaRo Milch KG in 39264 Polenzko, Dorfstraße 
29, beantragte am 16.11.06 beim Landesverwaltungsamt 
Sachsen-Anhalt die Genehmigung nach § 16 des  Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die we-
sentliche Änderung der bestehenden 
 

Anlage zum Halten und zur Aufzucht von Rindern 
(Milchviehanlage) einschließlich der Errichtung einer 
Biogasanlage mit 500 kWel als dienende Nebenanlage 
mit einem Fermenter und zwei Güllebehältern mit der 

Funktion als Nachgärer 
 
auf der Gemarkung: Polenzko  
 (Landkreis Anhalt-Bitterfeld), 
 Flur:  1 ,    
 Flurstücke:  6, 7, 8, 112, 113, 182, 
  183, 184. 
 
Gemäß § 3 a des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) wird hiermit bekannt gegeben, dass 
im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach § 3 c UVPG 
festgestellt wurde, dass durch das genannte Vorhaben 
keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu befürch-
ten sind, so dass im Rahmen des Genehmigungsverfah-
rens keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforder-
lich ist.  
 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben soll, auf 
einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3 c UVPG, ist die 
Einschätzung der zuständigen Behörde in einem gericht-
lichen Verfahren betreffend die Entscheidung über die 
Zulässigkeit des Vorhabens nur darauf zu überprüfen, ob 
die Vorprüfung entsprechend den Vorgaben von § 3 c 
UVPG durchgeführt worden ist und ob das Ergebnis 
nachvollziehbar ist. 
 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde liegen, 
können beim Landesverwaltungsamt, Referat 402 Immis-
sionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gentechnik, Umwelt-
verträglichkeitsprüfung in 06118 Halle (Saale), Dessauer 
Str. 70, als der zuständigen Genehmigungsbehörde, 
eingesehen werden.  
 

−−−−−−−−−−− 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Referates 
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, 

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung über die 
Entscheidung zum Genehmigungsantrag nach § 4 

BImSchG der Firma Urban Jülich in 39398 Hadmers-
leben, Amtshof, für die Errichtung und den Betrieb 

einer Schweinezuchtanlage einschließlich  
Nebenanlagen am Standort Hadmersleben 

 
Gemäß § 10 Abs. 8 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) und § 21 a der Verordnung 
über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) wird 
hiermit bekannt gemacht, dass Herrn Urban Jülich in 
39398 Hadmersleben, Amtshof, die Genehmigung nach 
§ 4 BImSchG zur Errichtung und zum Betrieb einer 
 
Schweinezuchtanlage einschließlich Nebenanlagen 

 
(Anlagen nach Nr. 7.1h, Spalte 1 und Nr. 9.36, Spalte 2 
des Anhangs zur Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen - 4. BImSchV)  
 
auf der Gemarkung: Hadmersleben (Landkreis Börde),
 Flur: 7, Flurstück: 46 
 
durch das Landesverwaltungsamt erteilt wurde. 
 
Die Genehmigung ist gemäß § 12 Abs. 1 BImSchG mit 
Bedingungen und Auflagen zur Erfüllung der Genehmi-
gungsvoraussetzungen im Sinne des § 6 BImSchG ver-
bunden. Der Genehmigungsbescheid einschließlich der 
Begründung liegt in der Zeit vom 
 

16.10.2007 bis einschließlich 29.10.2007 
 
bei folgenden Behörden aus und kann zu den angegebe-
nen Werktagen und Zeiten eingesehen werden: 
 
1. Stadtverwaltung Oschersleben (Bode) 
 Haus 2, Peseckendorfer Weg 3,  
 Planungsabteilung, Zimmer 34 
 
Mo. - Do. von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 
  13:00 Uhr bis 15:00 Uhr  
sowie zusätzlich 
Di. von 15:30 Uhr bis 18:00 Uhr 
Fr. von  09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
2. Landesverwaltungsamt 
 Referat 402, Raum A123, Dessauer Str. 70,  
 06118 Halle (Saale) 
 
Mo. - Do.  von  08:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
Fr. und vor gesetz- 
lichen Feiertagen von  08:00 Uhr bis 13:00 Uhr 
 
Mit dem Ende der o. g. Auslegungsfrist gilt der Bescheid 
auch gegenüber Dritten, die keine Einwendungen erho-
ben haben, als zugestellt. 
Vom Tage der öffentlichen Bekanntmachung an bis zum 
Ablauf der Klagefrist können der Bescheid und seine 
Begründung von den Personen, die Einwendungen erho-
ben haben, schriftlich beim Landesverwaltungsamt, Willy-
Lohmann-Str. 7, 06114 Halle (Saale) angefordert werden. 
Die Übersendung des Bescheides erfolgt formlos und 
setzt keine neuen Rechtsmittelfristen in Gang. 
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Hinweis 
Gegen den hier bekannt gemachten Genehmigungsbe-
scheid kann innerhalb eines Monats nach Ende der Aus-
legungsfrist Klage erhoben werden. 
Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Ver-
waltungsgericht Magdeburg, Breiter Weg 203 - 206, 
39104 Magdeburg zu erheben. 

 
−−−−−−−−−−− 

 
Öffentliche Bekanntgabe des Referates  

Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  
Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  

Einzelfallprüfung nach UVPG im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens zur wesentlichen Änderung 

des Flüssiggas-Umschlag- und Verteilerlagers durch 
Einlagerung eines erdgedeckten Druckgasbehälters 

mit einem Nenninhalt von 200 m³ und Errichtung 
einer neuen Pumpstation nach § 16 des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) der  
Fa. PPR Flüssiggas GmbH & Co. Handels KG  

am Standort Gräfenhainichen 
 

Die Fa. PPR Flüssiggas GmbH & Co. Handels KG in 
06773 Gräfenhainichen beantragte mit Schreiben vom 
16. Februar 2007 beim Landesverwaltungsamt Sachsen-
Anhalt die Genehmigung nach § 16 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die wesentli-
che Änderung eines 
 

Flüssiggas-Umschlag- und Verteilerlagers 
 
hier:  Einlagerung eines erdgedeckten Druckgasbe-

hälters mit einem Nenninhalt von 200 m³ so-
wie Errichtung einer neuen Pumpstation für 
Butan 

 
auf der Gemarkung: Gräfenhainichen, 
 Flur:  18,  
 Flurstück e:  36/1; 36/3; 48/125. 
 
Gemäß § 3a des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) wird hiermit bekannt gegeben, dass 
im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach § 3 c UVPG 
festgestellt wurde, dass durch das genannte Vorhaben 
keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu befürch-
ten sind, so dass im Rahmen des Genehmigungsverfah-
rens keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforder-
lich ist.  
 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben soll, auf 
einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3 c UVPG, ist die 
Einschätzung der zuständigen Behörde in einem gericht-
lichen Verfahren betreffend die Entscheidung über die 
Zulässigkeit des Vorhabens nur darauf zu überprüfen, ob 
die Vorprüfung entsprechend den Vorgaben von § 3 c 
UVPG durchgeführt worden ist und ob das Ergebnis 
nachvollziehbar ist. 
 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde liegen, 
können beim Landesverwaltungsamt, Referat 402 Immis-
sionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gentechnik, Umwelt-
verträglichkeitsprüfung in 06118 Halle (Saale), Dessauer 
Str. 70, als zuständige Genehmigungsbehörde, eingese-
hen werden.  
 

−−−−−−−−−−− 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Referat es  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung über 
die Entscheidung zum Genehmigungsantrag nach 
§ 4 BImSchG der Firma Abwassertechnisches Be-

ratungs- und Servicebüro Steding, ChemiePark 
Bitterfeld-Wolfen, Areal A, Werkstattstraße,  

Gebäude 559, 06766 Bitterfeld-Wolfen zur Errich-
tung und Betrieb einer Anlage zur Behandlung von 

Altlaugen am Standort Bitterfeld-Wolfen 
 

Gemäß § 10 Abs. 8 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) und § 21 a der Verordnung über 
das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) wird hier-
mit bekannt gemacht, dass der Firma  
  
 Abwassertechnisches Beratungs- und  
 Servicebüro Steding 
 ChemiePark Bitterfeld-Wolfen 
 Areal A, Werkstattstraße, Gebäude 559 
 06766 Bitterfeld-Wolfen 
 
die Genehmigung nach § 4 BImSchG zur Errichtung 
und zum Betrieb der 
 

Anlage zur mechanischen Reinigung  
von Altlaugen 

 
(Anlage nach Nr.  8.11dd Spalte 1 des Anhangs zur 
Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. 
BImSchV) 
 
in 06766 Bitterfeld Wolfen 
 
Gemarkung:  Wolfen   
 Flur:  22 Flurstück:  195 
 
durch das Landesverwaltungsamt erteilt wurde. 
 
Die Genehmigung ist gemäß § 12 Abs. 1 BImSchG mit 
Bedingungen und Auflagen zur Erfüllung der Geneh-
migungsvoraussetzungen im Sinne des § 6 BImSchG 
verbunden. 
 
Der Genehmigungsbescheid einschließlich der Be-
gründung liegt in der Zeit vom 
 

16.10.2007 bis einschließlich 29.10.2007 
 
bei folgenden Behörden aus und kann zu den angege-
benen Werktagen und Zeiten eingesehen werden: 
 
1. Landkreis Anhalt-Bitterfeld 
 Sekretariat des Umweltamtes Raum 440  
 Mittelstraße 20 
 06749 Bitterfeld-Wolfen 
 
Mo. und Fr.  von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr  
Di. und Do. von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und  
 von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
sowie nach Vereinbarung 
 
2. Landesverwaltungsamt 
 Referat 402 
 Dessauer Str. 70, Zimmer 123 
 06118 Halle (Saale) 
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Mo. – Do. von 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
Fr. und vor gesetz- 
lichen Feiertagen von 08:00 Uhr bis 13:00 Uhr 
 
Mit dem Ende der o. g. Auslegungsfrist gilt der Be-
scheid auch gegenüber Dritten, die keine Einwendun-
gen erhoben haben, als zugestellt. 
 
Vom Tage der öffentlichen Bekanntmachung an bis 
zum Ablauf der Klagefrist können der Bescheid und 
seine Begründung von den Personen, die Einwendun-
gen erhoben haben, schriftlich beim Landesverwal-
tungsamt, Willy-Lohmann-Str. 7, 06114 Halle (Saale) 
angefordert werden. Die Übersendung des Bescheides 
erfolgt formlos und setzt keine neuen Rechtsmittelfris-
ten in Gang. 
 
Hinweis 
Gegen den hier bekannt gemachten Genehmigungs-
bescheid kann innerhalb eines Monats nach Ende der 
Auslegungsfrist Klage erhoben werden. 
 
Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift beim  
 
 Verwaltungsgericht Dessau-Roßlau 
 Mariannenstr. 35 
 06844 Dessau-Roßlau 
 
zu erheben. 

 
−−−−−−−−−−− 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Referates  

Abwasser über die Erteilung einer Erlaubnis zur  
Einleitung von gereinigtem Schmutz- und Nieder-
schlagswasser der MKM Mansfelder Kupfer und 

Messing GmbH in die Wipper 
 

Gemäß § 31 a Abs. 4 Wassergesetz für das Land Sach-
sen-Anhalt (WG LSA) wird hiermit Folgendes bekannt 
gemacht: 
 

Das Landesverwaltungsamt, als obere Wasserbehörde, 
hat die wasserrechtliche Erlaubnis mit dem Aktenzeichen 
405.6.8-62631-60-05-07 erteilt: 
 

Gewässerbenutzer: MKM Mansfelder Kupfer und  
 Messing GmbH 
 Lichtlöcherberg 40 
 06333 Hettstedt 
 

Zweck: Beseitigung von gereinigtem 
 Schmutz- und Niederschlagswas-
 ser im Reparatur- und Havariefall. 
 

Örtliche Lage: Landkreis: Mansfeld-Südharz 
 Stadt: Hettstedt 
 

Einleitgewässer: Wipper 
 
Der Bescheid zur wasserrechtlichen Erlaubnis liegt zur 
Einsichtnahme aus. 
 

Ort: Landesverwaltungsamt, Raum 10 
 Dessauer Straße 70 
 06118 Halle (Saale) 
 

Zeitraum: 01.11.2007 – 14.11.2007 
Montag bis 
Donnerstag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr  und  
 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr 
Freitag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 

−−−−−−−−−−− 
Öffentliche Bekanntmachung des Referates  

Abwasser über die Änderung der wasserrechtlichen  
Erlaubnis des Burgenlandkreises zur Beseitigung  

von Sickerwasser aus der Deponie Nißma  
zur Einleitung in das Grundwasser  

 
2. Änderungsbescheid 

 
Gemäß § 31 a Abs. 4 Wassergesetz für das Land Sach-
sen-Anhalt (WG LSA) wird hiermit Folgendes bekannt 
gemacht: 
Das Landesverwaltungsamt, als obere Wasserbehörde, 
hat die wasserrechtliche Erlaubnis des Burgenlandkrei-
ses, Az. 70.21/66 44 02/SK 15256 078/340/03 vom 03. 
März 2004, mit dem 1. Änderungsbescheid vom 12. 
Januar 2006 von Amtswegen geändert und den 2. Ände-
rungsbescheid am 19.September 2007 mit dem Akten-
zeichen 405.6.8-62631-56-02-07 erteilt: 
 
Gewässerbenutzer: Abfallwirtschaft Sachsen-Anhalt 
 Süd-AÖR 
 Gewerbegebiet Görschen,  
 Südring 8 
 06618 Görschen 
 
Zweck: Beseitigung von Sickerwasser aus 
 der Deponie Nißma 
 
Örtliche Lage: Landkreis:  Burgenlandkreis 
 Gemeinden: Elsteraue,  Ortschaft 
  Spora, OT Nißma 
 
Einleitgewässer: Grundwasser  
 
Der o. g. 2. Änderungsbescheid zur wasserrechtlichen 
Erlaubnis liegt zur Einsichtnahme aus. 
 
Ort: Landesverwaltungsamt, Raum 10 
 Dessauer Straße 70 
 06118 Halle (Saale) 
 
Zeitraum: 01.11.2007 – 14.11.2007 
Montag bis 
Donnerstag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr  und  
 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr 
Freitag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Abwasser über die Erteilung einer wasserrechtlichen 

Erlaubnis 
 

2. Ergänzungsbescheid  
vom 24. August 2007, Sodawerke Staßfurt GmbH, 

Az. 405.5.4-62631-52-02-06/0058-2004 
 

Gemäß § 31 a Abs. 4 Wassergesetz für das Land Sach-
sen-Anhalt (WG LSA) wird hiermit Folgendes bekannt 
gemacht: 
 
Das Landesverwaltungsamt, als obere Wasserbehörde, 
hat die wasserrechtliche Erlaubnis vom 19. Dezember 
2003, Az. 43.2.13-62631-0115-2002 des Regierungsprä-
sidiums Magdeburg auf Antrag ergänzt und den 2. Er-
gänzungsbescheid am 24. August 2007, Az. 405.5.4-
62631-52-02-06/0058-2004 erteilt: 
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Gewässerbenutzer: Sodawerk Staßfurt GmbH  
 & Co. KG 
 An der Löderburger Bahn 4 a 
 39418 Staßfurt 
 
Zweck: Beseitigung von Abwasser aus der 
 Sodaproduktion 
 
Örtliche Lage: Landkreis: Salzlandkreis 
 Stadt: Staßfurt 
Einleitgewässer: Grundwasser, Bode 
 
Der o. g. Ergänzungsbescheid des Landesverwaltungs-
amtes liegt zu jedermanns Einsichtnahme aus: 
 
Ort: Landesverwaltungsamt, Raum 98 
 Dessauer Straße 70, 
 06118 Halle (Saale) 
 
Zeit: 29. Oktober bis 9. November 2007,  
montags bis 
donnerstags: 9:00 Uhr bis 15:30 Uhr 
freitags: 9:00 Uhr bis 12:30 Uhr 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung des 
Referates Abwasser über die Änderung der wasser-

rechtlichen Erlaubnis des Regierungspräsidiums 
Dessau zur Beseitigung der Abwässer  

der Biomel GmbH Dessau 
3. Änderungsbescheid 

 
Gemäß § 31 a Abs. 4 Wassergesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt (WG LSA) wird hiermit Folgendes 
bekannt gemacht: 
 
Das Landesverwaltungsamt, als obere Wasserbehörde 
des Landes Sachsen-Anhalt, hat die wasserrechtliche 
Erlaubnis des Regierungspräsidiums Dessau vom 
18.08.1994, Az.: 55-62631-09-72-94 mit den Ände-
rungsbescheiden vom 11.05.1999 und 26.10.2001, 
Az.: 45b-62631-08-72/01-99 und 45.1-62631-08/02-01 
auf Grund des Abschnitts 2a des Wassergesetzes für 
das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) von Amts wegen 
geändert und den 3. Änderungsbescheid am 10.10 
2007 mit dem Az. 405.6.1-62631-Biomel-2007-10-10 
erteilt: 
 
Vorhaben: Beseitigung der Abwässer der 

Biomel GmbH Dessau  
 
Gewässerbenutzer:  Biomel GmbH Dessau 
 Johann-Meier-Str. 28 
 06844 Dessau-Roßlau   
 
Örtliche Lage: Kreisfreie Stadt Dessau-Roßlau 
 Gemarkung Dessau 
 
Einleitgewässer: Elbe 
 
Der o. g. Genehmigungsbescheid des Landesverwal-
tungsamtes liegt zu jedermanns Einsichtnahme aus: 
Ort: Landesverwaltungsamt Halle 
 Raum 6 
 Dessauer Straße 70 
 06118 Halle (Saale) 
 
Zeitraum: 01.11. – 15.11. 2007 

 
Montag, Mittwoch, 
Donnerstag:  9:00 Uhr bis 15:30 Uhr 
Freitag: 9:00 Uhr bis 13:00 Uhr 
 

−−−−−−−−−−− 
 

B. Untere Landesbehörden 
 

Öffentliche Bekanntgabe  
der unteren Forstbehörde – ALFF Altmark – gemäß 
§ 3 a des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-

prüfung (UVPG) über das Unterbleiben einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung zum Genehmigungsan-
trag nach § 9 des Waldgesetzes für das Land Sach-
sen-Anhalt zur Erstaufforstung des Grundstückes  

in der Gemarkung Mieste 
 
Bei der unteren Forstbehörde des Amtes für Landwirt-
schaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark wurde die 
Erteilung einer Genehmigung nach § 9 Waldgesetz LSA 
zur Erstaufforstung des Grundstückes in der 
 
Gemarkung Mieste 
Flur 2 
Flurstück 16/1 0,12 ha 
beantragt. 
 
Die Größe der zur Erstaufforstung vorgesehenen Fläche 
beträgt 0,12 Hektar. Die standortsbezogene Vorprüfung 
des Einzelfalles gemäß § 2 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung im Land Sachsen-Anhalt 
(UVPG LSA) i. V. m. § 3 c UVPG hat ergeben, dass eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG LSA für 
das o. g. Vorhaben nicht erforderlich ist, da von der Erst-
aufforstung keine erheblichen und/oder nachteiligen 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht 
selbstständig anfechtbar ist. 
 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde liegen, 
können bei der zuständigen Genehmigungsbehörde, dem 
Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten 
Altmark, Außenstelle Salzwedel, Buchenallee 3, 29410 
Salzwedel eingesehen werden. 
 

−−−−−−−−−−− 
 

C. Kommunale Gebietskörperschaften 
 

Amtliche Bekanntmachung des Burgenlandkreises 
über die Änderung der Standesamtsbezirke der  
Standesämter der Verwaltungsgemeinschaften  

Zeitzer Land in Zeitz und Teuchener Land 
 

Gemäß § 52 Abs. 2 des Personenstandsgesetzes in 
Verbindung mit § 1 Abs. 1 der Verordnung zur Ausfüh-
rung des Personenstandsgesetzes vom 27.07.1992 
(GVBl. LSA S. 638) wird bekannt gemacht, dass die 
Standesamtsbezirke der Standesämter der Verwaltungs-
gemeinschaften Zeitzer Land in Zeitz und Teuchener 
Land zum 
 

01. Juli 2007 geändert werden. 
 
Die Gemeinde Deuben mit den Ortsteilen Naundorf und 
Wildschütz ist aus der Verwaltungsgemeinschaft Zeitzer 
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Land in Zeitz aus- und der VGem Vier Berge-Teuchener 
Land beigetreten. 
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Der Standesamtsbezirk Zeitzer Land umfasst damit die 
Gemeinden Döbris, Geußnitz, Kayna, Luckenau, Nonne-
witz, Theißen, Würchwitz und Zeitz (Stadt) mit den jewei-
ligen Ortsteilen. Der Sitz der Verwaltungsgemeinschaft 
und des Standesamtes bleibt unverändert. 
 
Der Standesamtsbezirk der VGem Vier Berge-Teuchener 
Land umfasst damit die Gemeinden Deuben, Gröben, 
Gröbitz, Krauschwitz, Leißling, Nessa, Prittitz, Teuchern 
(Stadt) und Trebnitz mit den jeweiligen Ortsteilen. Der 
Sitz des Standesamtes ist in Prittitz. 
 
Diese Standesamtsbezirksänderung tritt zum 01.07.2007 
in Kraft. 
 

gez. Harri Reiche 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Amtliche Bekanntmachung des  
Landkreises Weißenfels über die Änderung der  

Standesamtsbezirke der Standesämter der  
Verwaltungsgemeinschaften Weißenfelser Land  

in Weißenfels und Teuchener Land 
 
Gemäß § 52 Abs. 2 des Personenstandsgesetzes in 
Verbindung mit § 1 Abs. 1 der Verordnung zur Ausfüh-
rung des Personenstandsgesetzes vom 27.07.1992 
(GVBl. LSA S. 638) wird bekannt gemacht, dass die 
Standesamtsbezirke der Standesämter der Verwaltungs-
gemeinschaften Weißenfelser Land in Weißenfels und 
Teuchener Land zum 
 

1. Juli 2007 geändert werden. 
 
Die Gemeinde Langendorf mit den Ortsteilen Kößlitz-
Wiedebach, Obergreißlau und Untergreißlau ist aus der 
Verwaltungsgemeinschaft Vier Berge-Teuchener Land 
aus- und der Verwaltungsgemeinschaft Weißenfelser 
Land in Weißenfels beigetreten. 
Des Weiteren ist die Gemeinde Deuben mit den Ortstei-
len Naundorf und Wildschütz aus der Verwaltungsge-
meinschaf Zeitzer Land in Zeitz aus- und der VGem Vier 
Berge-Teuchener Land beigetreten. 
 
Der Standesamtsbezirk Weißenfelser Land in Weißenfels 
umfasst damit die Gemeinden Burgwerben, Goseck, 
Großkorbetha, Langendorf, Markwerben, Reichardtswer-
ben, Schkortleben, Storkau, Tagewerben, Uichteritz, 
Weißenfels (Stadt) und Wengelsdorf mit den jeweiligen 
Ortsteilen. Der Sitz der Verwaltungsgemeinschaft und 
des Standesamtes bleibt unverändert. 
 
Der Standesamtsbezirk der VGem Vier Berge-Teuchener 
Land umfasst damit die Gemeinden Deuben, Gröben, 
Gröbitz, Krauschwitz, Leißling, Nessa, Prittitz, Teuchern 
(Stadt) und Trebnitz mit den jeweiligen Ortsteilen. Der 
Sitz des Standesamtes ist in Prittitz. 
 
Auf Grund der von den Kreistagen der Landkreise Wei-
ßenfels und Burgenlandkreis beschlossenen Verwal-
tungsvereinbarung ist der Burgenlandkreis seit dem 
01.01.2007 auch untere Fachaufsichtsbehörde der Stan-
desämter des Landkreises Weißenfels. 
 
Diese Standesamtsbezirksänderung tritt zum 01.07.2007 
in Kraft. 
 

gez. Harri Reiche 
 

−−−−−−−−−−− 
D. Sonstige Dienststellen 

 
Öffentliche Bekanntmachung  

des Landesamtes für Geologie und Bergwesen  
Sachsen-Anhalt über das Planfeststellungsverfahren 

zum Vorhaben „Kiessandtagebau Meitzendorf“ 
 

Gemäß § 1 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land 
Sachsen-Anhalt (VwVfG LSA) i. V. m. § 74 Abs. 4 Ver-
waltungsverfahrensgesetz (VwVfG) wird bekannt gege-
ben: 
Das Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-
Anhalt hat am 14.09.2007 den Rahmenbetriebsplan für 
das Vorhaben „Kiessandtagebau Meitzendorf“ der Bau-
stoffe Flechtingen GmbH & Co. KG gemäß § 52 Abs. 2 a 
i. V. m. §§ 57 a und 57 b des Bundesberggesetzes 
(BBergG) sowie § 1 Abs. 1 VwVfG LSA i. V. m. §§ 72 bis 
76 VwVfG planfestgestellt.  
 
Der Planfeststellungsbeschluss umfasst die Errichtung 
und Führung eines Betriebes zur Gewinnung und Aufbe-
reitung des Bodenschatzes „Kiese und Kiessande zur 
Herstellung von Betonzuschlagstoffen“, zur Wiedernutz-
barmachung auf den im Rahmenbetriebsplan dargestell-
ten Flächen sowie alle damit im Zusammenhang stehen-
den bergbaulichen Arbeiten und Maßnahmen innerhalb 
der Gemarkungen Meitzendorf und Wolmirstedt im Land-
kreis Börde. 
 
Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses, des 
festgestellten Rahmenbetriebsplanes und der Kurzfas-
sung des Rahmenbetriebsplanes für dieses Vorhaben 
liegen an den nachfolgend benannten Orten zu den dort 
aufgeführten Zeiten aus. 
 
In den Geschäftsräumen der Gemeinde Barleben, Ernst-
Thälmann-Straße 22 (Raum 06): 
 

vom 25.10.2007 bis 07.11.2007 
 
Dienstag:  09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und  
 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
Donnerstag: 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und  
 13:00 Uhr bis 15:30 Uhr 
 
und in den Geschäftsräumen des Bauamtes der Stadt 
Wolmirstedt, August-Bebel-Straße 24 (Raum 105) zu den 
folgenden Dienstzeiten aus und können dort eingesehen 
werden: 
 

vom 25.10.2007 bis 07.11.2007 
 

Montag: 09:00 Uhr bis 11:30 Uhr und  
 13:30 Uhr bis 15:00 Uhr 
Dienstag:  09:00 Uhr bis 11:30 Uhr und  
 13:30 Uhr bis 17:30 Uhr 
Mittwoch: 09:00 Uhr bis 11:30 Uhr und  
 13:30 Uhr bis 15:00 Uhr 
Donnerstag: 09:00 Uhr bis 11:30 Uhr und  
 13:30 Uhr bis 15:30 Uhr 
Freitag: 09:00 Uhr bis 11:30 Uhr 
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss 
gegenüber den übrigen Betroffenen, die bisher keine 
Ausfertigung erhalten haben, als zugestellt. 
 
 

−−−−−−−−−−− 
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Öffentliche Bekanntmachung 
des Wasser- und Abwasserzweckverbandes  

„Bode-Wipper“ zum Jahresabschluss 2006 und zur 
Entlastung des Verbandsvorsitzenden sowie des 

Geschäftsführers des Wasser- und  
Abwasserzweckverbandes "Bode-Wipper" 

 
Die Verbandsversammlung des Wasser- und Abwasser-
zweckverbandes "Bode-Wipper" hat in der Sitzung am 
18.09.2007 gemäß § 18 des Eigenbetriebsgesetzes des 
Landes Sachsen-Anhalt vom 24. März 1997 und § 11 der 
Eigenbetriebsverordnung (EigVO) vom 20. August 1997 
den von der KPMG Deutsche Treuhand – Gesellschaft 
(KPMG) Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, Niederlassung Leipzig mit einem uneingeschränk-
ten Bestätigungsvermerk versehenen und vom Rech-
nungsprüfungsamt des Landkreises Salzlandkreis fest-
gestellten Jahresabschluss zum 31.12.2006 sowie den 
Lagebericht beschlossen und dem Verbandsvorsitzenden 
und Geschäftsführer Entlastung für das Geschäftsjahr 
2006 erteilt. 
 
Feststellung des Jahresabschlusses 
 
Bilanzsumme 86.686.502,39 € 
 

davon entfallen auf der Aktivseite auf 
- das Anlagevermögen    71.103.066,54 €   
- das Umlaufvermögen    15.578.259,78 € 
-  die Rechnungsabgrenzungsposten 5.156,07 € 
 
davon entfallen auf der Passivseite auf 
- das Eigenkapital  15.638.925,26 € 
- die Sonderposten mit Rücklagen- 
 anteil 14.631.675,67 € 
- die empfangenen Ertrags- 
 zuschüsse 19.374.852,43 € 
- die Rückstellungen 3.575.207,46 € 
- die Verbindlichkeiten 33.465.841,57 € 
 
Jahresgewinn 513.910,00 € 
Summe der Erträge  9.737.799,08 € 
Summe der Aufwendungen 9.223.889,08 € 
 
Gleichzeitig wurde der folgende Beschluss über die Be-
handlung des Jahresgewinnes 2006 gefasst. 
Die Verbandsversammlung des Wasser- und Abwasser-
zweckverbandes "Bode-Wipper" beschließt den zum 31. 
Dezember 2006 ausgewiesenen Jahresverlust des Be-
reiches Wasserversorgung von 29.334,45 € auf neue 
Rechnung vorzutragen. Der Jahresgewinn des Bereiches 
Abwasserentsorgung in Höhe von 543.244,45 € soll 
anteilig in Höhe von 270 T€ in die Allgemeine Rücklage 
eingestellt werden. Der verbleibende Betrag von 
273.244,45 € soll der zweckgebundenen Rücklage zuge-
führt werden. 
  
Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes 
 
Den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk haben wir 
wie folgt erteilt: 
 
„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des 
Wasser- und Abwasserzweckverbandes "Bode-Wipper" 
Staßfurt, für das Geschäftsjahr vom 01. Januar bis 31. 

Dezember 2006 geprüft. Die Buchführung und die Auf-
stellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften liegen in der 
Verantwortung der Geschäftsführung des Verbandes. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jah-
resabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach 
ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch 
den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung 
der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die 
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und recht-
liche Umfeld des Verbandes sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung 
werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezoge-
nen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die 
Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebe-
richt überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten 
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der Geschäftsführung sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere 
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 
Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Ver-
bandes. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jah-
resabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffende Bild 
von der Lage des Verbandes und stellt die Chancen und 
Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Leipzig, den 25. Mai 2007 
 
 
KPMG Deutsche Treuhand – Gesellschaft 
Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
 
Dr. Flascha  Wolf 
Wirtschaftsprüfer  Wirtschaftsprüferin 
 
 
Feststellungsvermerk des Landkreises Salzlandkreis 
vom 23.07.2007 
 
Auf der Grundlage des § 14 der Verbandssatzung und 
dem Gesetz über die Kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GKG) in der z. Z. gültigen Fassung, finden die Vorschrif-
ten für den Jahresabschluss der Eigenbetriebe unmittel-
bar Anwendung. 
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Auf der Grundlage des § 14 (2) EigVO LSA, ergeht durch 
das Rechnungsprüfungsamt folgender Feststellungsver-
merk: 
 
„Es wird festgestellt, dass nach pflichtgemäßer, am 
25. Mai 2007 abgeschlossener Prüfung durch die mit 
der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte 
KPMG Deutsche Treuhand – Gesellschaft Aktienge-
sellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, die 
Buchführung und der Jahresabschluss zum 31. De-
zember 2006 des Wasser- und Abwasserzweckver-
bandes "Bode-Wipper" Staßfurt den gesetzlichen 
Vorschriften entspricht. Der Jahresabschluss vermit-
telt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsge-
mäßer Wirtschaftsführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage. 
Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahres-
abschluss. Die wirtschaftlichen Verhältnisse geben 
zu Beanstandungen keinen Anlass.“ 
 
Eine Feststellung der ordnungsgemäßen Wirtschaftsfüh-
rung muss in diesem Zusammenhang ausschließlich auf 
die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung einge-
schränkt werden, da entsprechend § 131 GO LSA i. V. m. 
§ 53 HGrG, diese Prüfung Bestandteil des Prüfungsauf-
trags an die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft war. Eigene 
Prüfungshandlungen wurden durch das Rechnungsprü-
fungsamt nicht vorgenommen.  
Durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wurde festge-
stellt, dass die Geschäfte ordnungsgemäß, d.h. mit der 
erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den 
einschlägigen kommunalrechtlichen Vorschriften und der 
Verbandssatzung geführt worden sind. 
 
Michling   Meyer 
      
 
Bekanntmachung 
 
Der Jahresabschluss 2006 des Wasser- und Abwasser-
zweckverbandes "Bode-Wipper" wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
Gemäß § 108 Abs. 5 der Gemeindeordnung für das Land 
Sachsen-Anhalt und § 18 Abs. 5 des Gesetzes über die 
kommunalen Eigenbetriebe im Land Sachsen-Anhalt wird 
der Jahresabschluss 2006, der Lagebericht und die Er-
folgsrechnung beginnend am Tage nach der Veröffentli-
chung 7 Tage zur Einsicht in der Geschäftsstelle des 
Wasser- und Abwasserzweckverbandes "Bode-Wipper" 
in Staßfurt, Am Schütz 2 während der Dienstzeiten aus-
gelegt. 
 
gez. Dr. Rosenthal 
Verbandsgeschäftsführer 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung des  
Abwasserverbandes Holtemme über den  

Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2006 
 
Der Beschluss über die Feststellung des Jahresab-
schlusses 2006 und die Entlastung des Verbandsge-
schäftsführers wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Verbandsversammlung des Abwasserverbandes 
Holtemme hat in ihrer Sitzung am 19. September 2007 

über die Feststellung des Jahresabschlusses des Ab-
wasserverbandes Holtemme für das Wirtschaftsjahr 2006 
beschlossen und dem Verbandsgeschäftsführer Entlas-
tung erteilt. 
 
1. Beschlossene Verwendung des Jahresüber-

schusses 
 
 Angaben in den Beschlüssen über 
 
 1. die Feststellung des Jahresabschlusses 
 2. die Verwendung des Jahresgewinns/die Behand-

lung des Jahresverlustes 
 
 - in EURO - 
 
1. Feststellung des Jahresabschlusses 
1.1 Bilanzsumme 116.485.042,88  
1.1.1 davon entfallen auf der Aktivseite auf 
 ⋅ das Anlagevermögen 110.401.403,92 
 ⋅ das Umlaufvermögen 6.072.901,01 
 ⋅ Rechnungsabgrenzung 10.737,95 
 
1.1.2 davon entfallen auf der Passivseite auf 
 ⋅ das Eigenkapital 9.886.616,49 
 ⋅ die empfangenen  
 Ertragszuschüsse 52.558.487,00 
 ⋅ die Rückstellungen 5.237.899,91 
 ⋅ die Verbindlichkeiten 47.744.857,48 
 ⋅ Rechnungsabgrenzung 57.182,00 
 
1.2 Jahresgewinn 562.739,06 
1.2.1 Summe der Erträge 13.218.167,01 
1.2.2 Summe der Aufwendungen 12.655.427,95 
  
2. Verwendung des Jahresgewinns 
2.2 bei einem Jahresgewinn 
 ⋅ Einstellung in Rücklagen 562.739,06 
 
Witte 
Verbandsgeschäftsführer 
 
2. Prüfungsvermerk der Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft 
 

„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und dem Lagebericht des Abwasserverban-
des Holtemme, Wernigerode, für das Wirtschaftsjahr vom 
01. Januar bis 31. Dezember 2006 geprüft. Die Buchfüh-
rung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lage-
bericht nach den deutschen handelrechtlichen Vorschrif-
ten und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften 
sowie Regelungen in der Verbandssatzung liegen in der 
Verantwortung der Verbandsleitung des Verbandes. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jah-
resabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 131 GO LSA unter Beachtung der vom Insti-
tut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsgemäßer Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
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unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten  
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Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt wer-
den. Bei der Feststellung der Prüfungshandlungen wer-
den die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über 
das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Verbandes 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich-
tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise über die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der 
Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die 
Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze 
und der wesentlichen Einschätzungen der Verbandslei-
tung des Verbandes sowie die Würdigung der Gesamt-
darstellung des Jahresabschlusses und des Lageberich-
tes. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine 
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung 
bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Ver-
bandes. Der Lagebericht gibt insgesamt eine zutreffende 
Vorstellung von der Lage des Verbandes und stellt die 
Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Magdeburg, den 10. Juli 2007 
 
WIBERA Wirtschaftsberatung Aktiengesellschaft  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 - Siegel - 
 
gez. Nuretinoff gez. Wilbig 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
 
3. Feststellungsvermerk des Landkreises Harz 
 
Landkreis Harz 14.08.2007 
 
Der Landrat 
- Rechnungsprüfungsamt - 
 

Feststellungsvermerk 
 
Es wird uneingeschränkt festgestellt, dass nach pflicht-
gemäßer am 10. Juli 2007 abgeschlossener Prüfung 
durch die mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2006 
beauftragte WIBERA Wirtschaftsberatung AG Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Düsseldorf, Niederlassung 
Magdeburg die Buchführung und der Jahresabschluss 
des Abwasserverbandes Holtemme den gesetzlichen 
Vorschriften und der Verbandssatzung entsprechen. Der 
Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-
, Finanz- und Ertragssituation des Unternehmens. Der 
Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss. 
Die wirtschaftlichen Verhältnisse geben zu Beanstandun-
gen keinen Anlass. 
 
Im Auftrag 
 
Krampitz - Siegel - 
 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht einschließlich 
der Anlagen für das Wirtschaftsjahr 2006 werden in der 
Zeit vom 22.10.2007 bis 04.11.2007 während der 
Sprechzeiten im Abwasserverband Holtemme, Zimmer 
212 – Kaufmännische Leiterin, In den sauren Wiesen 1, 
38855 Wernigerode/OT Silstedt, zur Einsichtnahme öf-
fentlich ausgelegt. 
 
Wernigerode, den 25. September 2007 
 
Witte 
Verbandsgeschäftsführer 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung des  
Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Oberharz“ 
über die 4. Änderung der Satzung des Wasser- und 

Abwasserzweckverbandes „Oberharz“  
(Verbandssatzung) vom 16.01.2006 

 
Auf der Grundlage der §§ 6, 8 und 16 des Gesetzes über  
kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. 
LSA S. 81) in der derzeit gültigen Fassung, in Verbindung 
mit §§ 6 und 44 der Gemeindeordnung für das Land 
Sachsen-Anhalt (GO-LSA) vom 05.10.1993 (GVBl. LSA 
S. 567) in der derzeit geltenden Fassung hat die Ver-
bandsversammlung in ihrer Sitzung am 08.10.2007 fol-
gende  
4. Satzungsänderung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 1 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 
 
Der Verband hat seinen Sitz in der Stadt Elbingerode 
(Harz), Landkreis Harz, Land Sachsen-Anhalt. 
 

Artikel 2 
 
Die 4. Änderung der  Satzung tritt am 01.01.2008 in Kraft. 
 
Elbingerode, den 09.10.2007 
Witte 
Verbandsgeschäftsführer 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung  
der Gemeinde Barleben über das  

Planfeststellungsverfahren für das Vorhaben 
 „Kiessandtagebau Meitzendorf“ 

 
Im Auftrag des Landesamtes für Geologie und Bergwe-
sen des Landes Sachsen-Anhalt wird folgende Veröffent-
lichung vorgenommen:  
 
Gemäß § 1 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land 
Sachsen-Anhalt (VwVfG LSA) i. V. m. § 74 Abs. 4 Ver-
waltungsverfahrensgesetz (VwVfG) wird bekannt gege-
ben: 
 
Das Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-
Anhalt hat am 14.09.2007 den Rahmenbetriebsplan für 
das Vorhaben „Kiessandtagebau Meitzendorf“ der Bau-
stoffe Flechtingen GmbH & Co. KG gemäß § 52 Abs. 2 a 
i. V. m. §§ 57 a und 57 b des Bundesberggesetzes 
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(BBergG) sowie § 1 Abs. 1 VwVfG LSA i. V. m. §§ 72 bis 
76 VwVfG planfestgestellt.  
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Der Planfeststellungsbeschluss umfasst die Errichtung 
und Führung eines Betriebes zur Gewinnung und Aufbe-
reitung des Bodenschatzes „Kiese und Kiessande zur 
Herstellung von Betonzuschlagstoffen“, zur Wiedernutz-
barmachung auf den im Rahmenbetriebsplan dargestell-
ten Flächen sowie alle damit im Zusammenhang stehen-
den bergbaulichen Arbeiten und Maßnahmen innerhalb 
der Gemarkungen Meitzendorf und Wolmirstedt im Land-
kreis Börde. 
 
Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses, des 
festgestellten Rahmenbetriebsplanes und der Kurzfas-
sung des Rahmenbetriebsplanes für dieses Vorhaben 
liegen an den nachfolgend benannten Orten zu den dort 
aufgeführten Zeiten aus und können dort eingesehen 
werden: 
 
 in den Geschäftsräumen der Gemeinde Barleben, 

Ernst-Thälmann-Straße 22 (Raum 06), 39179 Bar-
leben: 

 
vom 25.10.2007 bis 07.11.2007 

 
Dienstag:   09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und  
 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
Donnerstag: 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und  
 13:00 Uhr bis 15:30 Uhr 
 
und in den Geschäftsräumen des Bauamtes der Stadt 
Wolmirstedt, August-Bebel-Straße 24 (Raum 105), 39326 
Wolmirstedt zu den folgenden Dienstzeiten:  
 

vom 25.10.2007 bis 07.11.2007 
 
Montag: 09:00 Uhr bis 11:30 Uhr und  
 13:30 Uhr bis 15:00 Uhr 
Dienstag:  09:00 Uhr bis 11:30 Uhr und  
 13:30 Uhr bis 17:30 Uhr 
Mittwoch: 09:00 Uhr bis 11:30 Uhr und  
 13:30 Uhr bis 15:00 Uhr 
Donnerstag: 09:00 Uhr bis 11:30 Uhr und  
 13:30 Uhr bis 15:30 Uhr 
Freitag:  09:00 Uhr bis 11:30 Uhr 
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss 
gegenüber den übrigen Betroffenen, die bisher keine 
Ausfertigung erhalten haben, als zugestellt. 
 
Barleben, 27.09.2007 
 - Siegel - 
gez. Keindorff 
Bürgermeister 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung  
der Gemeinde Barleben über die 9. Änderung  

des Bebauungsplanes Nr. 15 mit örtlicher  
Bauvorschrift für den Bereich „Ortskern“  

der Gemeinde Barleben/Ortschaft Barleben 
 
Die vom Gemeinderat in der Sitzung am 20.09.2007 
beschlossene 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 15 
mit örtlicher Bauvorschrift für den Bereich „Ortskern“ der 
Gemeinde Barleben/Ortschaft Barleben wird hiermit 
bekannt gemacht und tritt mit der Bekanntmachung im 
Amtsblatt des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt 
am 15.10.2007 in Kraft.  

 
Lagehinweis: Der Geltungsbereich unterteilt sich in zwei 

Bereiche (A 1 und A 2). 
 Der Teilbereich A 1 befindet sich direkt 

westlich des Breitewegs und südlich der 
Meitzendorfer Straße. Der Teilbereich A 2 
liegt ebenfalls westlich des Breitewegs und 
grenzt dann an die Ebendorfer Straße  
– Südseite – an. 

 Der Änderungsbereich hat eine Gesamt-
größe von ca. 805 m². 

 
Jedermann kann die Planzeichnung und die Begründung, 
sowie die zusammenfassende Erklärung, zur 9. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. 15 mit örtlicher Bauvor-
schrift für den Bereich „Ortskern“ der Gemeinde Barle-
ben/Ortschaft Barleben dazu ab dem 15.10.2007 im Bau- 
und Serviceamt der Gemeinde Barleben, Ernst-
Thälmann-Straße 22, 39179 Barleben während der 
Dienstzeiten einsehen und über den Inhalt Auskunft 
verlangen. 
 
Hinweise: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass  
 
a) eine nach § 214 Abs.1 Satz 1 Nr.1 bis 3 Baugesetz-

buch (BauGB) beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs 

 
dann unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb von 
einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich ge-
genüber der Gemeinde, unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts, geltend gemacht 
worden ist (§ 215 Abs. 1 BauGB). 
Entsprechend § 44 Abs. 5 BauGB wird ebenfalls auf die 
Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB über die fristgemäße Geltendmachung von Ent-
schädigungsansprüchen nach den §§ 39 bis 42 BauGB 
und deren Verjährung nach drei Jahren hingewiesen.  
 
Barleben, 05.10.2007  
 - Siegel - 
gez. Meseberg  
stellv. Bürgermeister 
 
 

−−−−−−−−−−− 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung  
der Gemeinde Barleben über die 2. Änderung  

des Bebauungsplanes mit örtlicher Bauvorschrift 
für das Gewerbegebiet „Kleiner Schleifweg“ 
der Gemeinde Barleben/Ortschaft Ebendorf 

 
Die vom Gemeinderat in der Sitzung am 20.09.2007 
beschlossene 2. Änderung des Bebauungsplanes mit 
örtlicher Bauvorschrift für das Gewerbegebiet „Kleiner 
Schleifweg“ der Gemeinde Barleben / Ortschaft Ebendorf  
wird hiermit bekannt gemacht und tritt mit der Bekannt-
machung im Amtsblatt des Landesverwaltungsamtes 
Sachsen-Anhalt am 15.10.2007 in Kraft.  
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Lagehinweis: Der räumliche Geltungsbereich der zuvor 
benannten 2. Änderung umfasst die ge-
samte Fläche des Bebauungsplanes mit 
örtlicher Bauvorschrift für das Gewerbege-
biet „Kleiner Schleifweg“ der Gemeinde 
Barleben/Ortschaft Ebendorf. 

 Das Areal befindet sich westlich der Ol-
venstedter Straße und nördlich der A 2.  

 
Jedermann kann die Planzeichnung und die Begründung, 
sowie die zusammenfassende Erklärung, zur 2. Ände-
rung des Bebauungsplanes mit örtlicher Bauvorschrift für 
das Gewerbegebiet „Kleiner Schleifweg“  der Gemeinde 
Barleben / Ortschaft Ebendorf  dazu ab dem 15.10.2007 
im Bau- und Serviceamt der Gemeinde Barleben, Ernst-
Thälmann-Straße 22, 39179 Barleben während der 
Dienstzeiten einsehen und über den Inhalt Auskunft 
verlangen. 
 
Hinweise: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass  
 
a) eine nach § 214 Abs.1 Satz 1 Nr.1 bis 3 Baugesetz-

buch (BauGB) beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs 

 
dann unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb von 
einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich ge-
genüber der Gemeinde, unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts, geltend gemacht 
worden ist (§ 215 Abs. 1 BauGB). 
 
Entsprechend § 44 Abs. 5 BauGB wird ebenfalls auf die 
Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB über die fristgemäße Geltendmachung von Ent-
schädigungsansprüchen nach den §§ 39 bis 42 BauGB 
und deren Verjährung nach drei Jahren hingewiesen.  
 
Barleben, 05.10.2007  
 - Siegel - 
gez. Meseberg 
stellv. Bürgermeister 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung  
des Landesbetriebes Bau, Hauptniederlassung,  

über die Festsetzung einer Ortsdurchfahrtsgrenze 
der Stadt Kroppenstedt im Zuge der 

Landesstraße L 66 
 

Verfügung des LBB vom 18. September 2007 
 
1. Gemäß § 5 Abs. 2 Straßengesetz für das Land 

Sachsen-Anhalt (StrG LSA) vom 6.7.1993 (GVBl. 
LSA S. 334), geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 22.12.2004 (GVBl. LSA S. 856) wird die 
Ortsdurchfahrt Kroppenstedt im Zuge der Landes-
straße L 66 „Hadmerslebener Straße“, vom bishe-
rigen Standort bei Netzknoten 4033 023, Station 
0.282 am Netzknoten 4033 023, Station 1.119 neu 
festgesetzt. 

 
2. Diese Verfügung tritt am 01.11.2007 in Kraft. Diese 

Verfügung und ihre Begründung können während 
der Dienstzeiten im Landesbetrieb Bau Sachsen-
Anhalt, Hasselbachstraße 6, 39104 Magdeburg 
(Zimmer 1081), eingesehen werden. Diese Verfü-
gung gilt einen Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung als bekannt gegeben. 

 
3. Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Mo-

nats nach Bekanntgabe Widerspruch beim Lan-
desbetrieb Bau Sachsen-Anhalt, Hasselbachstraße 
6, 39104 Magdeburg, schriftlich oder zur Nieder-
schrift eingelegt werden. 

 
−−−−−−−−−−− 

 
Öffentliche Bekanntmachung  

des Landesbetriebes Bau, Hauptniederlassung,  
über eine Straßenrechtliche Entscheidung 

 
Vfg. des LBB vom 1. Oktober 2007 - 31030-18/2007 

 
1. Gemäß Straßengesetz für das Land Sachsen-Anhalt 

(StrG LSA) vom 6.7.1993 (GVBl. LSA S. 334), geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22.12.2004 
(GVBl. LSA S. 856) ergeht folgende straßenrechtliche 
Entscheidung: 

 
1.1 Die im Gebiet der Gemeinde Uhrsleben, Landkreis 

Börde, im Zuge der Ortsumgehung Uhrsleben neu 
gebaute Teilstrecke der Landesstraße L 25 „Ha-
kenstedter Straße“, vom Knoten mit der Neu-
baustrecke der Bundesstraße B 245, bei Netzkno-
ten 3833 036, Station 0.000 bis zur Einmündung in 
die Linie der Landesstraße L 25, bei Netzknoten 
3833 036, Station 0.125, mit einer Gesamtlänge 
von 125 Metern, wird zur Landesstraße als Be-
standteil der Landesstraße L 25 gewidmet. 

 
2. Diese Verfügung tritt am 01.01.2008 in Kraft. Diese 

Verfügung und ihre Begründung können während der 
Dienstzeiten im Landesbetrieb Bau Sachsen-Anhalt, 
Hasselbachstraße 6, 39104 Magdeburg (Zimmer 
1081), eingesehen werden. Diese Verfügung gilt ei-
nen Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung als 
bekannt gegeben. 

 
3. Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 

nach Bekanntgabe Widerspruch beim Landesbetrieb 
Bau Sachsen-Anhalt, Hasselbachstraße 6, 39104 
Magdeburg, schriftlich oder zur Niederschrift eingelegt  
werden. 

 
−−−−−−−−−−− 

 
Öffentliche Bekanntmachung  

des Wasser- und Abwasserzweckverbandes  
„Oberharz“ über den Jahresabschluss für 

 das Wirtschaftsjahr 2006 
 
Der Beschluss über die Feststellung des Jahresab-
schlusses 2006 und die Entlastung der Verbandsge-
schäftsführerin wird hiermit gemäß § 18 Abs. 5 des Ei-
genbetriebsgesetzes vom 24.03.1997, in der derzeit 
gültigen Fassung, öffentlich bekannt gemacht: 
 
Die Verbandsversammlung des Wasser- und Abwasser-
zweckverbandes „Oberharz“ hat in ihrer Sitzung am 

 237



Amtsblatt des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt 13/2007 
 

08.10.2007 über die Feststellung des Jahresabschlusses  
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für das Wirtschaftsjahr 2006 beschlossen und der Ver-
bandsgeschäftsführerin Rohrmann Entlastung erteilt. 
 
1. Beschlossene Verwendung des Jahresergebnisses 
 
 Angaben in den Beschlüssen über  
  1.  die Feststellung des Jahresabschlusses 2006  
 2.  die Verwendung des Jahresgewinns/die Be-

handlung des Jahresverlustes  
 
1.  Feststellung des Jahresabschlusses - in Euro - 
 
1.1 Bilanzsumme 72.739.217,09 
 
1.1.1 davon entfallen auf der Aktivseite auf 
 - das Anlagevermögen    68.956.624,79 
 -  das Umlaufvermögen  3.782.592,30 
    - Rechnungsabgrenzungsposten 0 
1.1.2 davon entfallen auf der Passivseite auf  
 - das Eigenkapital   4.979.608,08 
 -  die empfangenen Ertragszu- 
  schüsse und Sopo   46.120.853,24 
 -  die Rückstellungen   730.448,38 
  - die Verbindlichkeiten  20.908.307,39 
   -  Rechnungsabgrenzungsposten  0 
 
1.2 Jahresverlust   283.362,30 
 
1.2.1 Summe der Erträge 6.466.951,11 
 
1.2.2 Summe der Aufwendungen 6.750.313,41 
 
 
2. Verwendung des Jahresgewinns/Behandlung 
 des Jahresverlustes  
 
2.1 bei einem Jahresüberschuss  
 a) zu tilgen aus dem Gewinnvortrag  
 b) zur Einstellung in Rücklagen 
 c) zur Abführung an den Haushalt des Aufgaben-

trägers 
 d) der Rücklage zu entnehmen  
 e)  aus der politische Umlage zu decken  
 
2.2 bei einem Jahresverlust    283.362,30 
 a) der Rücklage zu entnehmen 87.424,19 
 b) aus dem Haushalt des  
  Aufgabenträgers auszugleichen 
 c)  auf neue Rechnung vorzutragen 250.800,00 
 d) zur Einstellung in Rücklagen   54.861,89 
  e) aus der politischen Umlage decken  
 
Silstedt, 08.10.2007 
 
Witte  
Verbandsgeschäftsführer  
 
2. Prüfvermerk des Abschlussprüfers  
 
Bestätigungsvermerk  
 
„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang- unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht des 
Wasser- und Abwasserzweckverbandes `Oberharz`, 
Elbingerode, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 2006 geprüft. Die Buchführung und die 
Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach 
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den 

ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften liegen in der 
Verantwortung des Verbandsgeschäftsführers. Unsere 
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung und über 
den Lagebericht abzugeben.  
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 131 Abs. 1 GO LSA unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz-, und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Verbandes 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich-
tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beur-
teilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen des Verbandsge-
schäftsführers sowie die Würdigung der Gesamtdarstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir 
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.  
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Ver-
bandes. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jah-
resabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Verbandes und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Magdeburg, 10. September 2007  
 
WIBERA Wirtschaftsberatung AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  
 - Siegel -  
(Nuretinoff)  (Wilbig) 
Wirtschaftsprüfer  Wirtschaftsprüfer  
 
3. Feststellungsvermerk des Landkreises Harz  
 
Landkreis Harz 01.10.2007 
Der Landrat 
- Rechnungsprüfungsamt –  

 
Feststellungsvermerk 

 
Es wird uneingeschränkt festgestellt, dass nach pflicht-
gemäßer am 10. September 2007 abgeschlossener 
Prüfung durch die mit der Prüfung des Jahresabschlus-
ses 2006 beauftragte WIBERA Wirtschaftsberatung  AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Düsseldorf, Niederlas-
sung Magdeburg die Buchführung und der Jahresab-
schluss des Wasser- und Abwasserzweckverbandes 
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„Oberharz“ den gesetzlichen Vorschriften und der Ver-
bandssatzung entsprechen. Der Jahresabschluss vermit- 
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telt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragssi-
tuation des Unternehmens. Der Lagebericht steht im 
Einklang mit dem Jahresabschluss. Die wirtschaftlichen 
Verhältnisse geben zu Beanstandungen keinen Anlass. 
 
Im Auftrag  
 
Schade  - Siegel -  
 
4. öffentliche Auslegung  
 
Der Jahresabschluss, der Lagebericht einschließlich der 
Anlagen für das Wirtschaftsjahr 2006 werden in der Zeit 
vom 22.10.2007 bis zum 04.11.2007 während der 
Sprechzeiten bei dem Betriebsführer Abwasserverband 
Holtemme, Zimmer 312 - Gruppenleiterin Finanz- und 
Rechnungswesen, In den sauren Wiesen 1, 38855 Wer-
nigerode/OT Silstedt, zur Einsichtnahme öffentlich ausge-
legt.  
 
Silstedt, 09. Oktober 2007 
 
Witte  
Verbandsgeschäftsführer 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Amtliche Bekanntmachung des 
Abwasserzweckverbandes „Aller Ohre“  
über die 2. Änderung der Satzung des  

Abwasserzweckverbandes „Aller-Ohre“  
über die Abwasserbeseitigung vom 10.12.2003 

(Abwasserbeseitigungssatzung) 
 
Aufgrund der §§ 4, 6 und 8 der Gemeindeordnung für das 
Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 05.10.1993 (GVBl. 
LSA S. 568), der §§ 150, 151 u. 151a des Wassergeset-
zes für das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 
21.04.1998 (GVBl. LSA S. 186), und der §§ 9 u. 16 des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-
LSA) vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81) i. V. m. § 7 der 
Verbandssatzung vom 27.11.2006, hat die Verbandsver-
sammlung in öffentlicher Sitzung am 24.09.2007 folgende 
Satzungsänderung beschlossen: 
 
Artikel I 
 
§ 1 Abs. 1 S. 1 erhält folgende Fassung: 
Der Abwasserzweckverband „Aller-Ohre“ (nachfolgend 
AZV genannt) betreibt nach Maßgabe dieser Satzung in 
seinem Verbandsgebiet 
a) eine zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage 

zur Schmutzwasserbeseitigung 
b) eine zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage 

zur Niederschlagswasserbeseitigung in der Gemein-
de Döhren 

c) die dezentrale Abwasserbeseitigung aus Kleinkläran-
lagen und 

d) die dezentrale Abwasserbeseitigung aus abflusslosen 
Sammelgruben 

als jeweils rechtlich selbständige öffentliche Einrichtungen 
(öffentliche Abwasseranlagen). 
 
§ 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
Die Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung um-
fasst das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, 
Versickern, Verregnen und Verrieseln von Schmutz- und 

Niederschlagswasser (letzteres nur in der Gemeinde 
Döhren) sowie die Übernahme und Beseitigung des in 
Absetz- und Ausfaulgruben (Kleinkläranlagen) anfallen-
den Schlamms und des in abflusslosen Gruben (Sam-
melgruben) gesammelten Abwassers. 
 
§ 9 Abs. 4 S. 2 erhält folgende Fassung: 
Die Lage, die lichte Weite und die Tiefe des Grund-
stücksanschlusses bestimmt der AZV. 
 
An § 9 Abs. 4 S. 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 
Für die Herstellung des Grundstücksanschlusses hat der 
Grundstückseigentümer das Betreten des Grundstückes 
zu gestatten. 
 
An § 17 Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefügt: 
(4) Der AZV ist berechtigt für bestehende und für neue 

Anlagen, innerhalb einer durch ihn festzusetzenden 
Frist, Dichtheitsprüfungen, auf Kosten des Eigentü-
mers bzw. Nutzungsberechtigten, zu verlangen. Der 
Eigentümer bzw. Nutzungsberechtigte hat für die 
Dichtheitsprüfung eine anerkannte Fachfirma zu be-
auftragen. Über die Dichtheitsprüfung ist von der an-
erkannten Fachfirma ein Dichtigkeitsprotokoll zu 
erstellen. Das Dichtheitsprotokoll ist dem Abwasser-
zweckverband innerhalb der festgesetzten Frist zu 
übergeben. 

 
§ 24 erhält folgende Fassung:  
 

§ 24 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 6 Abs. 7 der Gemein-

deordnung für das Land Sachsen-Anhalt handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Vorschriften die-
ser Satzung verstößt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 

2.500,00 Euro geahndet werden. 
 
Im § 25 werden die Worte „(VwVfG LSA)“ gestrichen. 
 
Artikel II 
 
Inkrafttreten 
Diese Satzungsänderung tritt am Tage nach ihrer Veröf-
fentlichung in Kraft. 
 
Flechtingen, 24.09.2007 
 
gez. Silbermann 
Verbandsgeschäftsführerin 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Amtliche Bekanntmachung des  
Abwasserzweckverbandes „Aller Ohre“ über 
 die 1. Änderung der Verbandssatzung des  

Abwasserzweckverbandes „Aller-Ohre“  
vom 22.06.2005, zuletzt geändert durch die  

Neufassung vom 27.11.2006  
(Verbandssatzung) 

 
Mit Beschluss Nr. 10/2007 der Verbandsversammlung 
des Abwasserzweckverbandes „Aller-Ohre“ vom 
24.09.2007 wurde die nachfolgende 1. Änderung der 
Verbandssatzung beschlossen. Diese 1. Änderung der 
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Verbandssatzung wurde der zuständigen Rechtsauf-
sichtsbehörde, dem Landkreis Börde, angezeigt. 
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Die 1. Änderung der Verbandssatzung des Abwasser-
zweckverbandes „Aller-Ohre“ vom 24.09.2007 wird hier-
mit öffentlich bekannt gegeben. 
 

1. Änderung der Verbandssatzung  
des Abwasserzweckverbandes „Aller-Ohre“ 

vom 22.06.2005, zuletzt geändert durch  
die Neufassung vom 27.11.2006 

(Verbandssatzung) 
 

Präambel 
 

Aufgrund der §§ 6, 8 und 16 ff. des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) vom 
26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 16.11.2006 (GVBl. LSA S. 522), in der der-
zeit gültigen Fassung, hat die Verbandsversammlung  
des Abwasserzweckverbandes „Aller-Ohre“ in ihrer Sit-
zung am 24.09.2007 folgende Änderung der Verbands-
satzung beschlossen: 
 
Artikel I 
§ 18 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 

Für die örtliche und überörtliche Prüfung ist das Rech-
nungsprüfungsamt des Landkreises Börde zuständig. 
 
§ 22 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 

Alle Bekanntmachungen – mit Ausnahme der Bekannt-
machung von Zeit, Ort, und Tagesordnung der Sitzungen 
der Verbandsversammlung und des Verbandsausschus-
ses (siehe Absatz 4) – erfolgen unter der Rubrik „Amtli-
che Bekanntmachungen“ in der Wasser-Abwasser-
Zeitung (WAZ regional), Herausgeber: Abwasserzweck-
verbände „Aller -Ohre“, „Nördliche Börde“, „Spetze“ und 
Heidewasser GmbH sowie Wasserverband Haldensle-
ben, soweit nicht Rechtsvorschriften besondere Regelun-
gen treffen. 
 
§ 22 Abs. 3 Satz 3 erhält folgende Fassung: 
 

Auf die Auslegung wird unter Angabe des Ortes und der 
Dauer der Auslegung unter der Rubrik „Amtliche Be-
kanntmachungen“ in der Wasser-Abwasser-Zeitung 
(WAZ regional), Herausgeber: Abwasserzweckverbände 
„Aller-Ohre“, „Nördliche Börde“, „Spetze“ und Heidewas-
ser GmbH sowie Wasserverband Haldensleben, hinge-
wiesen. 
 
§ 22 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
 

Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung 
der Sitzungen der Verbandsversammlung und des Ver-
bandsausschusses erfolgen für die Gemeinde Marien-
born über Aushänge in den Schaukästen der Gemeinde 
Marienborn, Standort: Gemeindeplatz 63 und Bahnhof-
siedlung 12 und für alle übrigen Gemeinden in der „Hal-
densleber Volksstimme, Teil: Haldensleber Rundschau“. 
 
Artikel II 
Inkrafttreten 
 
Diese Satzungsänderung tritt ab dem Tage nach ihrer 
öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Flechtingen, 24.09.2007 
 
gez. Silbermann 
Verbandsgeschäftsführerin 
 

−−−−−−−−−−− 

 
Amtliche Bekanntmachung des 

Abwasserzweckverbandes „Aller Ohre“ über die  
3. Änderung der Satzung über die Erhebung  

von Beiträgen und Gebühren für die  
Abwasserbeseitigung des Abwasserzweckverban-

des „Aller-Ohre“ vom 10.12.2003  
(Abgabensatzung) 

 
Aufgrund der §§ 4, 6, 8, und 91 der Gemeindeordnung für 
das Land Sachsen-Anhalt vom 05.10.1993 (GVBl. LSA  
S. 568), der §§ 9 und 16 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) vom 26.02.1998 (GVBl. 
LSA S. 81) i. V. m. §§ 2, 5, 6, 6b, 6c und 8  des Kommu-
nalabgabengesetzes (KAG-LSA) vom 13.12.1996 (GVBl. 
S. 405) sowie § 7 der Verbandssatzung vom 27.11.2006, 
jeweils in der zur Zeit gültigen Fassung, hat die Ver-
bandsversammlung in ihrer Sitzung am 24.09.2007 fol-
gende Satzungsänderung beschlossen: 
 
Artikel I 
 

§ 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 

(1) Der Abwasserzweckverband „Aller-Ohre“ (nachfol-
gend AZV genannt), betreibt nach Maßgabe seiner 
Abwasserbeseitigungssatzung vom 10.12.2003 

 a) eine zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsan-
lage zur Schmutzwasserbeseitigung 

 b) eine zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsan-
lage zur Niederschlagswasserbeseitigung in der 
Gemeinde Döhren 

 c) die dezentrale Abwasserbeseitigung aus Klein-
kläranlagen und 

 d) die dezentrale Abwasserbeseitigung aus abfluss-
losen Sammelgruben 

 als jeweils rechtlich selbständige öffentliche Einrich-
tungen (öffentliche Abwasseranlagen). 

 
§ 9 erhält  folgende Fassung: 

§ 9 
Beitragssatz 

 

(1) Der Beitragssatz für die Herstellung der zentralen 
öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage für die 
Schmutzwasserbeseitigung beträgt 3,58 EUR/m² der 
nach § 4 Abs. 2 maßgeblichen Beitragsfläche. 

 

(2) Die Beitragssätze für die Erweiterung, Verbesserung 
und Erneuerung der zentralen öffentlichen Abwasser-
anlagen werden im Einzelfall unter Angabe des Ab-
gabentatbestandes in einer gesonderten Satzung 
festgelegt. 

 

Im § 15 Abs. 1 werden die  Bestimmungen der Buchsta-
ben a) und b)  gestrichen. 
 

An § 15 Abs. 1 Satz 2 werden folgende Sätze 3 und 4 
angefügt: 
 

Die Durchschnittsgröße für Wohngrundstücke beträgt im 
Verbandsgebiet 1.249 m². Die Teilfläche nach Satz 1 wird 
auf 1.623 m² (30 % über der Durchschnittsgröße) be-
schränkt. 
 

Im § 15 Abs. 2 Satz 2 ist das Wort „Grundstücke“ durch 
das Wort „Gebäude“ zu ersetzen. 
 

§ 20 erhält folgende Fassung: 
§ 20 

Gebührensätze 
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(1) Die Abwassergebühr für die Schmutzwasserbeseiti-
gung beträgt 3,68 EUR/m³ eingeleitetes Schmutz-
wasser. 
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(2) Die Abwassergebühr für die Niederschlagswasserbe-
seitigung in der Gemeinde Döhren beträgt jährlich 
0,51 EUR/m² bebaute und befestigte Grundstücksflä-
che nach § 19 Abs. 6. 

 
§ 25 erhält folgende Fassung: 

§ 25 
Gebühren 

 
(1) Für die Übernahme und Beseitigung des in Absetz- 

und Ausfaulgruben (Kleinkläranlagen)  anfallenden 
Schlamms werden Gebühren nach der Menge des 
Fäkalschlamms erhoben.  Berechnungseinheit für die 
Gebühr ist ein m³. 

 

 Die Gebühr beträgt 39,60 EUR/m³ eingesammelten 
Fäkalschlamm. 

 

(2) Für die Übernahme und Beseitigung des in abflusslo-
sen Gruben (Sammelgruben) gesammelten Abwas-
sers werden die Gebühren nach der Schmutzwas-
sermenge bemessen, die in die Sammelgrube ge-
langt. Berechnungseinheit für die Gebühr ist ein m³ 
Schmutzwasser. Der § 19 gilt sinngemäß. 

 
 Die Gebühr beträgt 4,01 EUR/m³ Schmutzwasser. 
 
Die Überschrift des § 27 erhält folgende Fassung: 
 

§ 27 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht, 

Gebührenschuld, Veranlagung und Fälligkeit für die 
Übernahme und Beseitigung des in Absetz- und 
Ausfaulgruben (Kleinkläranlagen) anfallenden 

Schlamms 
 
Nach § 27 wird folgender § 27a angefügt: 
 

§ 27a 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht, 

Gebührenschuld, Veranlagung und Fälligkeit 
für die Übernahme und Beseitigung des in  

abflusslosen Gruben (Sammelgruben)  
gesammelten Abwassers 

 

Die §§ 22, 23 und 24 gelten sinngemäß. 
 
Artikel II 
 

Inkrafttreten 
Die Satzungsänderung zum § 20 Abs. 1 tritt rückwirkend 
zum 01.01.2007 in Kraft. 
Im Übrigen tritt diese Satzungsänderung mit Wirkung ab 
01.01.2008 in Kraft. 
 
Flechtingen, 24.09.2007 
 
gez. Silbermann 
Verbandsgeschäftsführerin 
 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Amtliche Bekanntmachung des 
Abwasserzweckverbandes „Aller Ohre“  

über die  Feststellung des Jahresabschlusses 2006 
 
Gemäß Beschluss Nr. 03/2007 wurde durch die Ver-
bandsversammlung des Abwasserzweckverbandes „Al-
ler-Ohre“ am 11.06.2007 der Jahresabschluss des Wirt-
schaftsjahres 2006 wie folgt festgestellt: 

 
 
Feststellung des Jahresabschlusses 
 - Euro - 
1.1 Bilanzsumme = 50.268.301,82 
1.1.1 davon entfallen auf der Aktivseite 
 auf das Anlagevermögen  44.387.421,05 
 das Umlaufvermögen  4.834.514,11 
 Rechnungsabgrenzungsposten  1.046.366,66 
1.1.2 davon entfallen auf der Passivseite  
 auf das Eigenkapital 20.990.631,30 
 Sonderposten für  
 Investitionszuwendungen  287.250,00 
 die empfangenen Ertragszu- 
 schüsse  23.813.088,00 
 die Rückstellungen  60.500,00  
 die Verbindlichkeiten 5.089.479,02 
 Rechnungsabgrenzungsposten 27.353,50 
 
1.2 Jahresgewinn 39.907,25 
1.2.1 Summe Erträge   3.329.503,03 
1.2.2 Summe Aufwendungen   3.289.595,78 
 
Flechtingen, 11.06.2007 
 
gez. Silbermann 
Verbandsgeschäftsführerin 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschafsprüfungsunter-
nehmens „Commerzial Treuhand“ hat folgenden Wort-
laut: 
 
„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des 
Abwasserzweckverbandes „ Aller-Ohre“, Flechtingen, für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2006 bis 31. Dezember 
2006 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach der Eigenbe-
triebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt, den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergän-
zenden Bestimmungen der Satzung liegen in der Ver-
antwortung der gesetzlichen Vertreter des Verbandes. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jah-
resabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht abzugeben. 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach 
ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch 
den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung 
der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die 
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und recht-
liche Umfeld des Verbandes sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt.  
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beur-
teilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
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treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend siche-
re Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
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Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden 
Bestimmungen der Satzung und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Verbandes. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage des Verbandes und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 

Magdeburg, 16. April 2007 
 

Commerzial Treuhand 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

 

gez. Klevemann gez. Dietrich 
 i. V. 
(Dipl.-Ökon. Gerd Klevemann) (Dipl.-Kffr.Yvonne Dietrich) 
      Wirtschaftsprüfer               Wirtschaftsprüfer 
 
Der Feststellungsvermerk des Rechnungsprüfungsamtes 
des Landkreises Ohrekreis vom 30.05.2007 für den Jah-
resabschluss zum 31.12.2006 hat folgenden Wortlaut: 
 

„Es wird festgestellt, dass nach pflichtgemäßer, am 
16.04.2007 abgeschlossener Prüfung durch die mit der 
Prüfung des Jahresabschlusses Beauftragte Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Commerzial Treuhand GmbH Mag-
deburg die Buchführung und der Jahresabschluss des 
Abwasserzweckverbandes „Aller-Ohre“ den gesetzlichen 
Vorschriften entsprechen. Der Jahresabschluss vermittelt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer 
Wirtschaftsführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragssituation des Unternehmens. Der Lagebericht steht 
im Einklang mit dem Jahresabschluss. Die wirtschaftli-
chen Verhältnisse geben zu Beanstandungen keinen 
Anlass.“ 
 

Haldensleben, den 30.05.2007 
 

gez. Gallert 
Amtsleiterin 
 
Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Erfolgs-
übersicht des Abwasserzweckverbandes „Aller-Ohre“ 
liegt ab Datum dieser Bekanntmachung für die Dauer von 
3 Wochen während der üblichen Sprechzeiten des Ab-
wasserzweckverbandes „Aller-Ohre“ in den Diensträu-
men, Im Grund 10 in 39345 Flechtingen öffentlich aus. 
 

Bekanntmachung über die Verwendung des  
Jahresgewinnes des Wirtschaftsjahres 2006 

 
 

Die Verbandsversammlung des Abwasserzweckverban-
des „Aller-Ohre“ hat am 11.06.2007 mit Beschluss Nr. 
04/2007 beschlossen, den verbleibenden Jahresgewinn 
in Höhe von 39.907,25 EUR mit dem Verlust des Vorjah-
res zu verrechnen und den sich ergebenden Verlust auf 
neue Rechnung vorzutragen. 
 

Flechtingen, 11.06.2007 
 
gez. Silbermann 
Verbandsgeschäftsführerin 

Bekanntmachung der Entlastung der  
Verbandsgeschäftsführerin für das  

Wirtschaftsjahr 2006 
 
Die Verbandsversammlung des Abwasserzweckverban-
des „Aller-Ohre“ hat am 11.06.2007 mit Beschluss Nr. 
05/2007 der Verbandsgeschäftsführerin Entlastung für 
das Wirtschaftsjahr 2006 erteilt. 
 
Flechtingen, 11.06.2007 
 
gez. Silbermann 
Verbandsgeschäftsführerin 
 

−−−−−−−−−−− 
 

Öffentliche Bekanntmachung  
der Wasser- und Schifffahrtsdirektion Mitte 

 über das Planfeststellungsverfahren für den Neubau 
des Eisenbahnkreuzungsbauwerkes (Kanalüberfüh-
rung Elbeu, MLK-km 317,66) sowie für die Ertüchti-
gung des Dammfußes des Mittellandkanals (MLK) 

von MLK-km 315,15 bis km 318,45) 
 
I. 
 

Die gemäß § 73 Abs. 6 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes (VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.01.2003 (BGBl. I S. 102), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 Abs. 8 des Änderungsgesetzes vom 05.05.2004 
(BGBl. I S. 718), durchzuführende Erörterung der zu o. g. 
Planfeststellungsverfahren eingegangenen Stellungnah-
men und Einwendungen findet 
 
 am Dienstag, den 20. November 2007 
 ab 10.00 Uhr 
 im Gemeindesaal der Gemeinde Barleben, 
 Breiteweg 147, 39179 Barleben 
 
statt. 
 

II. 
 
1. Die Erörterung ist gemäß §  73 Abs. 6 Satz 6 in Ver-

bindung mit § 68 Abs. 1 VwVfG nicht öffentlich. 
 
2. Die betroffenen Behörden und anerkannten Natur-

schutzverbände sowie Beteiligte, die Einwendungen 
erhoben haben, werden zu der Erörterung gesondert 
schriftlich geladen. 

 
3. Bei Ausbleiben eines Beteiligten kann auch ohne ihn 

verhandelt werden. 
 

Hannover, 2. Oktober 2007 
 
Im Auftrag 
Kuttig 
 
 
 

−−−−−−−−−−− 
 

 

Herausgegeben vom Landesverwaltungsamt  
Erscheint zum 15. des Monats 

Bezugspreis: 32,96 € jährlich, Einzelpreis: 2,06 € einschließlich MwSt, zuzüglich Versandkosten 
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